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Un über die deutſche Frage zu einer beſtimmten 

Anſicht zu gelangen, müſſen wir uns vorweg aller 

perſönlichen Meinungen und Wünſche, Hoffnungen 

oder Befürchtungen entſchlagen, um ſtatt deſſen auf 

den Boden der Realität zu treten. Von da aus 

müſſen wir uns dann die Frage ſtellen: 

Was iſt Deutſchland gegenwärtig, und wie 

iſt es aifo geworden? 

Indem wir uns dieſe Frage beantworten, werden 

wir die Einſicht gewinnen, wie in allen denjenigen 

Ereigniſſen, durch welche Deutſchland ſo zerſtückelt 

worden, als wir es jetzt erblicken, doch kein bloßes 

Ohngefähr ſondern ein gewiſſer Plan liegt, welcher 

der deutſchen Nation auch ein gewiſſes Ziel vorſteckt. 

Darüber zu einiger Klarheit gelangt, werden wir 
auch die Mittel angeben können, welche zur Errei— 

chung dieſes Zieles dienen, d. h. die für den deut— 
1 * 
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ſchen Bundeskörper paſſende Verfaſſung. Was wir 

dann darüber denken, wird nicht mehr eine bloße 

Meinung ſein, welche perſönlichen Gefühlen ſchmei— 

chelt, oder ſich auf blos äußerliche Nützlichkeitsrück— 

ſichten ſtützt, ſondern es wird mit dem Charakter 

einer objectiven Wahrheit auftreten, welche als ſolche 

die Prüfung aushält. 

Das öffentliche Urtheil zu ſolcher Behandlungsart 

der Frage hinzuleiten, iſt der Zweck der folgenden 

Blätter. 

Wir müſſen lernen politiſche Dinge mit derſel— 

ben vorurtheilsloſen Ruhe zu betrachten, mit welcher 

der Naturforſcher den Zuſammenhang phyſiſcher Er— 

ſcheinungen unterſucht. Denn immerhin kann man 

ſich auch in ſolcher Weiſe der Unterſuchung gar ſehr 

irren, allein es liegt doch die Möglichkeit darin, zu 

einer objectiven Erkenntniß und ſomit zu einer Ueber— 

einſtimmung des Urtheils zu gelangen; welches hinge— 

gen ſchlechterdings unmöglich iſt, ſo lange man ſich 

nur in Meinungen und Wünſchen bewegt. 

Denn zwar ſind die Nationen und Staaten keine 

Naturgebilde gleich Mineralien, Pflanzen und Thie— 

ren, die ſich nach bloßer Nothwendigkeit geſtalten, 

ſondern in ihnen erſcheint die Nothwendigkeit nur 

wie eine Grundlage und ein Stoff, den ſodann die 

menſchliche Freiheit ergreift und zu Geſtalten aus— 

prägt. Daraus geht denn aber ſelbſt eine Natur 
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höherer Ordnung hervor, indem nämlich alles, was 

durch Freiheit geſchieht, einen Niederſchlag zurückläßt, 

der für die ſpäteren Geſchlechter ſelbſt ein Element 

der Nothwendigkeit wird. So prägen ſich im Laufe 

der Zeit Charakterzüge einer Nation aus, und wer— 

den Entwicklungstendenzen begründet, die man hin— 

terher nicht mehr beliebig verändern kann, ſondern 

denen ſich die Entwürfe der Freiheit accommodiren 

müſſen, wenn ſie mehr ſein wollen als eine bloße 

Phantasmagorie, welche momentan die Geiſter blen— 

den mag, während ſie in der That die Dinge ver— 

wirrt, und die Nationalkräfte ſchwächt. 

Wie nun Deutſchland das geworden, was es 

gegenwärtig iſt, ſteht in tauſend Büchern beſchrieben, 

in welchen es Jedermann nachleſen kann. Wir unſrer— 

ſeits gedenken kein neues hinzuzuſchreiben, ſondern 

wir wollen nur aus der unendlichen Fülle der Ereig— 

niſſe diejenigen bezeichnen, welche für die deutſche 

Staatenbildung charakteriſtiſch erſcheinen. Dies erach— 

ten wir für nothwendig, weil man gegenwärtig wie 

durch eine allgemeine Verabredung dahin gekommen 

iſt, thatſächliche Verhältniſſe durchaus zu ignoriren, 

um ſich dafür deſto ungebundener in eine bodenloſe 

Faſelei zu ſtürzen. 



J. Charakteriſtik der deutſchen Bundes: 
ſtaaten. 

Wir beginnen jetzt, indem wir der Reihe nach 

die großen Glieder des deutſchen Bundeskörpers 
charakteriſiren. 

J. Preußen 

iſt weſentlich als ein Herausbau aus dem urſprüng— 

lichen kaiſerlichen Deutſchland anzuſehen. Dies ſa— 

gen wir vorweg, um den geneigten Leſer gleich mer— 

ken zu laſſen, wohin wir hinaus wollen, damit er 

die etwaige Beweiskraft unſrer Argumente um ſo 

beſſer prüfen könne. 

Jetzt folgen dieſe Argumente. 

Zum Erſten. Wenn wir nämlich das Charak— 

teriſtiſche des preußiſchen Staates finden wollen, ſo 

werden wir es doch gewiß in ſeinen Kernlanden zu 

ſuchen haben, welche zwiſchen der Elbe und dem 

Niemen liegen. 

Dies Gebiet iſt bekanntlich germaniſirtes Slawen— 

land, und ſolche Germaniſirung theils auf gewaltſa— 

mem theils auf friedlichem Wege bewirkt worden. 

Grade diejenigen Landſchaften aber, welche als die 

Knotenpunkte der preußiſchen Entwicklung erſcheinen, 

ſind auf gewaltſamem Wege occupirt. 

An der untern Elbe und Havel wurden die 

Markgrafen etablirt, welche ſich allmälig mit dem 



— 

Schwerte in der Hand weitere Bahn brachen, und 
ſolcherweiſe die noch jetzt ſogenannte Altmark, Kur— 

mark, Ükermark und Neumark erwarben. Aus die— 

ſen Gränzmarken des ehemaligen Reiches iſt Preu— 

ßen herausgewachſen. 

Dazu wurde noch eine zweite Grundlage gelegt, 

als ſich der deutſche Orden an der Weichſel nieder— 

ließ, und mit dem Schwerte und dem Crueifix in 

der Hand den deutſchen Ordensſtaat ſchuf. 

Jene Marken wie dieſes Ordensland waren Mi— 

litaireolonieen, in welchen ſich nur unter dem Schutze 

des Schwertes deutſche Bürgerſchaften anſiedeln konn— 

ten. Kaum giebt es hier einen Flecken Landes, der 

nicht mit Blut benetzt wäre. 

Indem ſich nun dieſe beiden Elemente zuſam— 

men fanden, entwickelte ſich daraus allmälig die bran— 

denburgiſch-preußiſche Monarchie. Auch dies 

iſt meiſt durch gewaltſame Mittel erreicht, wenn auch 

nicht durch bloße Gewalt begründet worden, wie wir 

hier in der Kürze anführen wollen. 

Es war nämlich Pommern ein brandenburgi— 

ſches Lehn. Gleichwohl mußte nach dem Ausſterben 

der Herzoge ein Theil des Landes erobert werden. 

Auf Schleſien beſtanden Rechtsanſprüche, aber gleich— 

wohl mußte die Provinz erobert werden. Weſtpreu— 

ßen und Poſen ſind ganz durch gewaltſame Ereig— 

niſſe an die Monarchie gekommen. Von der Provinz 
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Sachſen wurde ein Theil durch Verhandlungen ge— 

wonnen, ein andrer Theil ohne Rechtstitel durch Ge— 

walt, wenn auch nicht durch preußiſche Eroberung. 

Von den Weſtprovinzen endlich ſind einige Land— 

ſchaften nach dem Rechte der Erbfolge oder durch 

Verhandlungen an Preußen gefallen, der Ueberreſt 

in Folge gewaltſamer Ereigniſſe. 

Daß ſolche Gewalt geübt werden konnte und 

beziehungsweiſe geübt werden mußte, iſt aus den 

Weltverhältniſſen zu erklären. Wir haben darüber 

nicht zu richten, ſondern nur das Factum zu 

conſtatiren. Wer aber darüber nachdenkt, wird 

wohl anerkennen, daß es keineswegs beſſer für 

Deutſchland oder ganz Europa ſein würde, wenn 

ſich der preußiſche Staat nicht gebildet hätte, daß man 

ihn vielmehr, nachdem er ſich einmal gebildet, mit 

allen Kräften erhalten muß, nicht nur um ſeiner 

ſelbſt, ſondern auch um Deutſchlands willen; maßen 

es mit der deutſchen Unabhängigkeit alsbald aus ſein 

möchte, wenn Preußen verfiele. Zugleich geht aber 

aus jenen Thatſachen die wichtige Folge hervor, daß 

die preußiſchen Provinzen (mit Ausnahme von Bran— 

denburg und Pommern) durch keine Pietätsbande 

verbunden ſind, ſondern durch ganz andere Verhält— 

niſſe, welche ſich nicht dem Gefühle ſondern dem 

Bewußtſein kund geben, und wie unſtatthaft es 

demnach iſt in Preußen eine Politik auf Gefühlen 
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baſiren zu wollen, wodurch man alsbald in die ge— 

fährlichſten Illuſionen gerathen muß. 

Aus Militärcolonien erwachſen, und in ſeiner 

ganzen weiteren Entwicklung unter ſteten Kriegen 

fortſchreitend, iſt Preußen ſeinem weſentlichen Charak— 

ter nach als ein Militärſtaat anzuſehen. Daß er 

dieſes iſt und geworden iſt, darf man nicht aus einem 

bloßen Belieben ſeiner Regenten erklären, ſondern 

man ſieht, wie es nicht anders ſein konnte; auch darf 

der Staat dieſen Charakter nicht aufgeben, wenn er 

ſich nicht ſelbſt aufgeben will. Umgekehrt ſteht es 

keineswegs in dem Belieben andrer Staaten, ihrer— 

ſeits auch Militärſtaaten zu werden. Denn immer— 

hin können dieſe Staaten eine große Militärmacht 

organiſiren, allein ſie werden dadurch noch nicht zu 

Militärſtaaten, inſofern die militäriſche Entwicklung 

nicht das Charakteriſtiſche für ſie iſt; wie z. B. Oeſter— 

reich kein Militärſtaat zu nennen iſt. 

Wenn ich aber ſage, daß Preußen ein Militär— 

ſtaat ſei, ſo folgt daraus keineswegs, daß demnach 

in Preußen alles auf Krieg, auf Soldaten und Ka— 

ſernen hinauslaufen müſſe, ſondern wie ein jeder 

Menſch, was auch ſein Charakter und Stand ſein 

möge, doch ein volles Menſchenleben leben ſoll, ſo 

wird auch der preußiſche Militärſtaat alle Zweige des 

Staats lebens entwickeln. Nur wird er dazu For— 

men wählen, welche ſeinem Grundcharakter entſpre— 
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chen, und kann ſich nicht über Nacht in einen Par— 
lamentsſtaat verwandeln, wenn nicht etwa die 

Staatsweisheit in der Verläugnung aller reellen 

Verhältniſſe beſtehen ſoll, wie es neuerdings Mode 

geworden. Wenn es ſich demnach um die preußiſche 

Verfaſſung handelt, ſo ſoll man ſich nicht die Auf— 

gabe ſtellen, Preußen in eine ſogenannte conſtitu— 

tionelle Monarchie zu verwandeln, auf den brei— 

teſten oder meinetwegen auf den ſchmälſten Grund— 

lagen, noch auch nach ſogenannten conſervativen 

Verfaſſungsformen ſuchen, da alle dies nur als pure 

Faſelei anzuſehen iſt, ſondern man hat ſich ganz ein— 

fach die Frage zu ſtellen: 

Wie läßt ſich der Charakter des preußiſchen 

Militärſtaates mit der politiſchen Freiheit, 

ſo wie mit den Bedingungen der Volkswohl— 

fahrt und der heutigen Civiliſation vereinigen? 

Was aus dieſer Unterſuchung herauskommt, wird 

dann die preußiſche Verfaſſung ſein. 

Zum Zweiten darf man nicht überſehen, wie 

tief die Geſchichte der preußiſchen Oſtprovinzen und 

ſogar die Geſchichte des preußiſchen Staates ſelbſt 

mit ſlawiſchen insbeſondere polniſchen Verhält— 

ni ſſen verflochten iſt. 

Was das letztere anbetrifft, ſo reichen die Ver— 

bindungen bis auf die erſten Anfänge des preußiſchen 

wie des polniſchen Staates zurück. Denn von Mag— 
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deburg aus wurde das Bisthum Poſen geſtiftet; von 

Magdeburg aus zog Kaiſer Otto III. nach Gneſen, 

und ſetzte dem polniſchen Herzog die Krone auf, 

indem er ihn zugleich für einen Vaſallen des Reiches 

erklärte, von Magdeburg empfingen die polniſchen 

Städte das magdeburger Recht. 

Umgekehrt hat ein polniſcher Herzog den deut— 

ſchen Orden an die Weichſel gerufen, und ihn daſelbſt 

mit Ländereien ausgeſtattet. Ein polniſcher König 

hat dem letzten Hochmeiſter des Ordens, Albrecht von 

Brandenburg, die Herzogswürde über Preußen ver— 

liehen, und die Vorfahren unſerer Regenten haben 

knieend auf dem Markte zu Krakau den Jagellonen 

gehuldigt, von denen unſere Könige ſogar der weib— 

lichen Seite nach abſtammen. Es kann dabei als ein 

intereſſantes Faktum bemerkt werden, daß auch die 

anderen Regentenhäuſer, welche Theile des ehemaligen 

Polens regierten oder noch regieren, weiblicherfeits 

von den Jagellonen abſtammen; nemlich außer dem 

preußiſchen das ruſſiſche, das öſterreichiſche und das 

ſächſiſche. Während alſo die polniſche Dynaſtie in 

männlicher Linie ausſtarb, hat ſie ſich in weiblicher 

Linie über halb Europa verbreitet. Man kann dies 

auf ein Uebergewicht des weiblichen Prinzipes in Polen 

deuten, welches ſich auch ſonſt vielfach kundgegeben. “) 

*) Dieſe Abſtammung iſt dadurch begründet, daß der Kur— 

fürſt Joachim II. von Brandenburg die Tochter des Königs 
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Nun hat zwischen Preußen und Polen ein Wechfel 

der Macht ſtattgefunden. Zur Zeit ſeiner Blüthe drückte 

der preußiſche Ordensſtaat Polen darnieder, als aber 

Polen emporkam, unterwarf es den Ordensſtaat, von 

welchem ein Theil dem polnischen Reiche inkorporirt 

wurde, der andere Theil in Lehnsabhängigkeit gerieth; 

bis dieſer Yehnsnerus, nachdem durch Verbindung 

Preußens mit Brandenburg eine neue Macht er— 

wachſen, Polen aber wiederum in Verfall gerathen 

war, unter dem großen Kurfürſten gelöſt wurde. 

Das ſind alſo noch keine volle zweihundert Jahre her, 

daß unſere Regenten aufhörten wegen ihres Herzog— 

thums Preußen polniſche Vaſallen zu ſein. Wie 

nun Polen immer mehr verfiel, nahm der große 

Friedrich Weſtpreußen in Beſitz, und in Folge der 

allgemeinen Theilung haben wir ſchließlich auch Poſen 

bekommen. 

Von unſeren übrigen öſtlichen Provinzen iſt des— 

gleichen ein großer Theil urſprünglich polniſches Ge— 

biet geweſen. Denn Schleſien war bekanntlich ein 

polniſches Herzogthum, welches ſpäter ein Lehn der 

Krone Böhmen wurde, mit Böhmen an Oeſterreich 

kam, und von da an Preußen ſiel. Die Neumark 

Siegmund von Polen heirathete. Ferner heiralhete Friedrich 

von Oldenburg eine Enkelin des Königs Kaſimir; ferner Kaiſer 

Ferdinand eine Enkelin deſſelben Königs; ferner der Kurfürſt 

Johann Georg von Sachſen eine Enkelin des Herzogs Albrecht 

von Preußen, der ſelbſt ein Enkel jenes Kaſimir war. 
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und ein Theil von Pommern iſt desgleichen pol— 
niſches Gebiet geweſen. 

Alle dies ſind Thatſachen, die man in jedem 

Compendium nachleſen kann, und die ich nur anführe, 

um ſie in Erinnerung zu bringen, da man ſie, wie 

es ſcheint, abſichtlich in Vergeſſenheit bringen will. 

Gewiß, es thut nicht gut, wenn ein Staat die Er— 

innerung an ſeinen Urſprung und damit das deutliche 

Bewußtſein über ſeinen Charakter verliert. 

Wenn es nämlich wahr iſt, daß der bei weitem 

größte Theil unſerer Kernprovinzen früherhin ſla— 

wiſches und zumal polniſches Gebiet geweſen, und 

daß das Emporkommen der preußiſchen Monarchie 

weſentlich bedingt war durch Vorgänge, welche außer— 

halb Deutſchland lagen, nämlich durch den Verfall 

Polens, und daß noch bis dieſen Tag gegen 2 Mil— 

lionen Slawen in unſeren Provinzen wohnen, — 

mit welcher Stirn wagt man denn zu behaupten, 

daß Preußen ein rein deutſcher Staat ſei, der ſeinen 

eigentlichen Beruf in der Begründung der deutſchen 

Einheit zu ſuchen habe? 

Dies ſoll weder zum Lobe noch zum Tadel für 

Preußen gereichen, ſondern ſoll nur die Wahrheit 

zur Geltung bringen, damit man endlich aufhöre 

eine Politik auf Lügen zu baſiren, eine Politik, die 

ſich für Preußen wie für Deutſchland ſo verhäng— 

nißvoll erwieſen. Wohl iſt Preußen ein ganz über— 



wiegend deutſcher Staat, aber ich ſage, daß das 

Deutſchthum als ſolches nicht ſein Weſen bildet. 

Sondern dieſes Weſen iſt aus verſchiedenen Elemen— 

ten gemiſcht, und enthält zugleich eine Beziehung auf 

den Slawismus, mit welchem die Geſchichte der preußi— 

ſchen Provinzen vielfach verflochten, und woraus für 

die preußiſche Politik wichtige Folgen hervorgehen. 

Alle diejenigen nun, welche Preußen in Deutſch— 

land aufgehen laſſen, läugnen dieſe Beziehung zum 

Slawismus, oder, da Thatſachen am Ende doch nicht 

zu läugnen ſind, meinen ſie, daß dieſe Beziehung 

etwas unweſentliches und vorübergehendes ſei. 

Dieſen Punkt bitte ich wohl zu beachten, und 

zwar um ſo mehr zu beachten, je mehr er in der 

allgemeinen Confuſion überſehen zu werden pflegt. 

Man wird es nämlich immer finden, daß alle die 

Deutſchthümler in Preußen zugleich eine Wieder— 

herſtellung Polens in Ausſicht nehmen. Und in der 

That, nur unter der Vorausſetzung, daß ein neues 

Polen begründet werde, ließe ſich die Behauptung 

rechtfertigen: Preußen ſei ein rein deutſcher Staat, 

der mit dem Slawismus nichts zu ſchaffen habe. 

Noch einmal, man beachte dieſen Punkt, der 

darum nicht minder wichtig iſt, weil er in der Regel 

verſchwiegen zu werden pflegt. Es iſt daher nöthig, 

ſich eine beſtimmte Anſicht darüber zu bilden; was 

übrigens nicht ſchwierig ſcheint. 



Wie nämlich das Emporkommen der preußiſchen 

Monarchie durch den Verfall Polens bedingt war, 

ſo könnte ein neues Polenreich nur durch die Auf— 

löſung Preußens wieder emporkommen; was man 

doch vom preußiſchen Standpunkte aus nicht wünſchen 

kann, und ich meine auch nicht vom allgemein menſch— 

lichen Standpunkte aus. Betrachtet man endlich die 

Frage an und für ſich, ſo ergiebt ſich, daß das ehe— 

malige Polen nur zu Grunde gegangen, nachdem 

ſein Staatsprinzip vollſtändig erloſchen war, und die 

theilenden Mächte nur noch eine Ruine fanden. 

Wohl mag der Blick mit Wehmuth daran haften, 

und die Phantaſie auf dieſen Trümmern ſelbſt das 

Gebäude ihrer Hoffnung errichten, — es ſind Ge— 

danken auf einem Grabhügel. Laßt die Todten 

ruhen! dieſe Tragödie iſt vollendet. 

Wenn alſo an die Wiederherſtellung eines neuen 

Polenreiches nicht zu denken, ſo folgt dann un— 

mittelbar, daß Preußen eine weſentliche und bleibende 

Beziehung zum Slawismus habe, und alſo nicht 

als ein rein deutſcher Staat angeſehen werden kann. 

Zum Dritten hat der preußiſche Staat ſeine 

Souveränität bekanntlich in der heutigen Provinz 

Preußen begründet, von welcher er den Namen trägt. 

Eben weil dieſe Provinz nicht zu Deutſchland ge— 

hörte, war es möglich, daß das Haus Hohenzollern 

zur Souveränität gelangte zu einer Zeit, da der alte 
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Reichsverband noch beſtand. Da alſo die Wurzeln 

der preußiſchen Souveränität außerhalb Deutſchland 

liegen, ſo iſt Preußen etwas von allen anderen deut— 

ſchen Staaten ſpezifiſch Verſchiedenes; was wir nach 

dem allem für hinlänglich bewieſen halten. 

II. Oeſterreich. 

Es iſt wie Preußen ein Herausbau aus dem 

urſprünglichen kaiſerlichen Deutſchland, indem es aus 

den ſüdöſtlichen Marken des Reiches hervorgegangen. 

Der Name der Mark hat ſich in der Steiermark noch 

erhalten, während das eigentliche Oeſterreich, welches 

urſprünglich die Oſtmark hieß, gegenwärtig Erz— 

herzogthum genannt wird. Die Stiftung der Oſt— 

mark geſchah unter Kaiſer Otto J., alſo faſt gleich— 

zeitig mit der brandenburgiſchen Mark. Die deutſchen 

Einwanderer gehörten dort dem bairiſchen und ſchwä— 

biſchen Volksſtamme an, während die preußiſchen 

Länder größtentheils von dem ſächſiſchen Volksſtamme 

koloniſirt worden ſind. 

Zum Erſten. Dieſe Oſtmark wurde alſo der 

Kern, woran ſich die heutigen öſterreichiſchen Länder 

angeſchloſſen. Wie die Geſchichte der preußiſchen 

Monarchie mit der Niederlaſſung der Hohenzollern 

in der Mark Brandenburg beginnt, ſo die Geſchichte 

der öſterreichiſchen Monarchie mit dem Erſcheinen der 

Habsburger, da nach dem Ausſterben des Hauſes 
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der Babenberger Rudolph von Habsburg das damals 

ſogenannte Herzogthum Oeſterreich erwarb. Er ſtammt 

bekanntlich aus der Schweiz; daher alſo das Haus 

Habsburg in Oeſterreich nicht als eine angeſtammte 

ſondern als eine eingewanderte und eingepflanzte 

Dynaſtie regiert, ähnlich wie die Hohenzollern in 

Preußen. 

Kaiſer Rudolph begründete die Politik des 

Habsburgiſchen Hauſes, welche der öſterreichiſchen 

Monarchie ihren eigenthümlichen Charakter gegeben. 
Er ſchloß nämlich ſogleich erfolgreiche Familienver— 

bindungen, und indem er die Ideen des Kaiſerthums 

auf ſeine Hauspolitik übertrug, drückt ſich in der 

Entwicklung Oeſterreichs ein durch die Tradition ge— 

weihtes Familienprinzip aus; wodurch ſich Oeſterreich 

grundweſentlich von Preußen unterſcheidet. So ſind 

denn die wichtigſten öſterreichiſchen Länder, Tyrol, 

Böhmen, Mähren und Ungarn durch Heirathen zu— 

ſammengebracht, nicht durch Eroberung, und Oeſter— 

reich iſt demnach, wie ſchon geſagt, nicht als ein Mi— 

litärſtaat anzuſehen. Darum hat Oeſterreich Kron— 

länder, Preußen hingegen Provinzen, während 

die übrigen deutſchen Staaten Kreiſe haben. Wenn 

es ſich demnach um eine Verfaſſung für Oeſterreich 

handelt, ſo muß man ſich die Frage ſtellen: 

Wie iſt das Sonderleben der Kronländer 

mit der Reichseinheit zu vereinigen? 
2 
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Was aus dieſer Unterſuchung herauskommt, wird die 

öſterreichiſche Verfaſſung ſein; wobei der konſtitutionelle 

Schematismus natürlich von vorn herein ganz bei 

Seite zulegen. 

Zum Zweiten. Wie das Emporkommen der 

preußiſchen Macht durch den Verfall Polens bedingt 

war, ſo das Emporkommen Oeſterreichs durch den 

Verfall Ungarns. Dieſer Parallelismus tritt noch 

mehr hervor, wenn wir bemerken, wie Ungarn über— 

haupt nach ſeiner inneren Struktur die allergrößte 

Aehnlichkeit mit Polen hat. Denn hier wie dort ſah 

man den hohen Klerus und die Magnaten an der 

Spitze, daneben einen turbulenten Bauernadel, und 

dazu die germaniſirten Städte, ſtark mit Juden be— 

völkert. Zweimal haben beide Länder unter einem 

gemeinſamen Regenten geſtanden; einmal nämlich 

unter dem ungariſchen König Ludwig dem Großen, 

und dann unter dem polniſchen König Wladislaw, 

der in der großen Türkenſchlacht bei Warna blieb. 

Ein gewiſſer ritterlich-phantaſtiſcher Sinn iſt den 

Magpyaren wie den Polen eigen; wie auch ein pol— 

niſches Sprichwort ſagt: 

Polak i Wegier dwa bratanki, 

Jak do szabli tak do szlanki. 

d. h. der Pole und Ungar find zwei Brüder, wie 

beim Säbel ſo beim Becher. Nun iſt aber mit Säbel— 

geraſſel und mit Becherklang gegenüber den ernſten 
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Anforderungen der Geſchichte nicht auszukommen, und 

daher Ungarn wie Polen gefallen, wenngleich in ſehr 

verſchiedener Weiſe. 

Nämlich, wie man weiß, wurde Ungarn von 

den Türken überſchwemmt, der König ſelbſt blieb bei 

Mohacz. Nun traten die Habsburger in die Stelle 

der ehemaligen ungariſchen Könige, und wurden da— 

durch in einen zweihundertjährigen Kampf verwickelt, 

durch welchen dieſes Königreich erſt der Türken— 

herrſchaft wieder entzogen werden mußte. In dieſen 

Türkenkriegen iſt die öſterreichiſche Macht weſentlich 

erſtarkt. Indem ſich aber die Oeſterreicher ſolcher— 

weiſe Ungarn erſt erobern mußten, ſo blieb Ungarn 

zwar der Form nach ein ganz ſelbſtſtändiger Staat, 

wurde aber der Sache nach ein öſterreichiſches Land. 

Darin lag ein Widerſpruch, der in der letzten blu— 

tigen Tragödie ſeine Löſung gefunden, und wir 

ſagen, um ſo mehr finden mußte, je mehr der Un— 

geſtüm der Magyaren auf Entſcheidung drang. Denn 

dieſe mittelalterliche Staatsverbindung konnte ſich 

doch nicht behaupten. Entweder alſo mußte Ungarn 

ganz von Oeſterreich abfallen, oder in den Verband 

der übrigen öſterreichiſchen Kronländer eintreten. 

Wer nun nicht nach bloßen Meinungen und Ge— 

fühlen urtheilt, ſondern die politiſchen Nothwendigkei— 

ten erwägt, wird ſich leicht überzeugen, daß ein ſelbſt— 

ſtändiges Ungarn weder wünſchenswerth, noch auch 
2 * 
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ſelbſt haltbar fein würde. Wir unſrerſeits haben uns 

darüber nie getäuſcht, und im Jahre 1848, da die 

Dinge am kritiſcheſten ſtanden, ſchon dieſelbe Mei— 

nung ausgeſprochen. 

Ueber alle dieſe Dinge eine klare Anſicht zu ge— 

winnen, iſt für die deutſche Politik unerläßlich, da 

doch Oeſterreich ein weſentliches Glied des deutſchen 

Bundeskörpers bildet, und folglich ſeine Geſchicke we— 

ſentlich auf den deutſchen Bund zurückwirken. Wäre 

nämlich Oeſterreich in ſeine Elemente zerfallen, ſo 

ließen ſich dieſe Elemente natürlich ganz anders be— 

handeln als die große öſterreichiſche Monarchie, und 

man konnte ſich unter dieſer Vorausſetzung die Her— 

ſtellung eines deutſchen Reiches als möglich den— 

ken. Auch ſind in der That alle jene Staatsmän— 

ner, welche im Jahre 1848 ſolche Zwecke verfolgten, 

von dieſer Vorausſetzung ausgegangen; welches nur 

aus ihrem gänzlichen Mangel an politiſchem Urtheil 

zu erklären iſt. 

Zum Dritten, wird nach allem dieſem hin— 

länglich klar ſein, wie Oeſterreich, nicht blos wegen 

ſeiner Größe und Bevölkerung, ſondern ſeiner Natur 

nach, etwas von den übrigen deutſchen Staaten we— 

ſentlich Verſchiedenes iſt. Wie Preußen aus den 

nordöſtlichen, fo iſt Oeſterreich aus den ſüdöſtlichen 

Marken des Reiches entſtanden. Es iſt nach ſeiner 

Ei genthümlichkeit viel früher hervorgetreten als Preu— 
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ßen, welches lange Zeit hindurch als ein ſchlichtes 

Reichsland erſchien wie die übrigen Reichsländer, 

aber doch, wie oben gezeigt, von Haus aus ganz 
anders angelegt war. 

Preußen und Oeſterreich ſind demnach als eigen— 

thümliche Staaten anzuſehen, die ſich in keine neue 

deutſche Reichsformation, welcher Art man ſie ſich 

auch denken möge, wieder auflöſen laſſen. Dieſes 

iſt einleuchtend genug, und hätte wohl nicht überſehen 

werden können, wären die Politiker von 1848, indem 

ſie ſich für klug hielten, nicht vielmehr von einem 

wahrhaft abergläubiſchen Vertrauen auf die Macht 

ihrer Phraſen erfüllt geweſen. 

III. Die übrigen deutſchen Staaten. 

Ihr ſpezifiſcher Charakter ergiebt ſich jetzt ſehr 

leicht, da er ſchon durch den Unterſchied zu Preußen 

und Oeſterreich, die wir ſo eben charakteriſirt, ange— 

zeigt iſt. 

Wie nämlich dieſe aus dem urſprünglichen deut— 

ſchen Reiche herausgewachſen und zu eigenthümlichen 

Staaten geworden, ſo ſind die Mittelſtaaten und die 

Kleinſtaaten weſentlich in Deutſchland beſchloſſen. 

In ihnen macht das Deutſchthum ihr Weſen aus, 

da ſie, was ſie ſind, nur als deutſche Staaten ſind. 

In ihnen hat ſich die deutſche Nationalentwick— 
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lung fortgeſetzt, inſofern dieſe National = Entwidlung 

aus einem Stammleben hervorging. Zum Theil ſind 

ſie aus den ehemaligen großen Herzogthümern ent— 

ſtanden, welche ſelbſt auf Volksſtämmen beruhten. 

Von dieſen Stämmen haben ſich nämlich einige ſelbſt— 

ftandig erhalten, Andere haben ihre Selbſtſtändigkeit 

verloren und ſind vermiſcht oder zerſtückelt worden. 

Danach werden wir alſo dieſe Staaten in zwei 

Klaſſen unterſcheiden, nämlich in ſolche, die noch bis 

dieſen Tag auf der deutlich wahrnehmbaren Eigen— 

thümlichkeit eines Volksſtammes beruhen, woran ſie 

ihren Halt finden, und in ſolche, die aus der Zer— 

ſetzung der Volksſtämme hervorgegangen, oder nur 

als Bruchſtücke eines Volksſtammes erſcheinen. 

Zu der erſten Klaſſe rechnen wir Baiern, Wür— 

temberg, Baden, Sachſen, Heſſen, Hannover mit 

Braunſchweig (als Repräſentant des niederſächſiſchen 

Stammes) und Mecklenburg. Alle dieſe ſind zwar 

an Macht und Bedeutung unter einander ſehr ver— 

ſchieden, aber das iſt ihnen doch gemeinſam, daß ſich 

in ihnen eine Stamm -Eigenthümlichkeit ausdrückt. 

Denn, wenn auch Baiern ſich inſofern wieder unter— 

ſcheidet, daß es verſchiedene Stämme mit ſich verei— 

nigt hat, ſo iſt es doch weſentlich durch den bairiſchen 

Stamm charakteriſirt und beruht ganz unzweifelhaft 

auf einer Stammentwicklung. Die Bevölkerung von 

Sachſen und Mecklenburg hingegen iſt bekanntlich ſtark 
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mit Slawen gemifcht, hat aber doch ein eigenthüm— 

liches Stammleben entwickelt. 

Das ſcheint alſo ihr gemeinſamer Charakter zu 

ſein, wodurch ſie ſich zugleich von den Klein-Staaten 

unterſcheiden. Denn es giebt allerdings noch ein bairi— 

ſches und heſſiſches Volk, aber kein waldeckſches 

und kein anhaltſches, auch kein waimarſches oder 

gothaſches Volk, obwohl allerdings ein thüringſches. 
Als Kleinſtaaten werden wir alſo diejenigen 

anſehen, welche nur aus Bruchſtücken von Volksſtäm— 

men beſtehen, Fürſtenthümer und Reichsſtädte. Jene 

ſind durch die Eigenthümlichkeit eines Fürſtenhauſes 

charakteriſirt, dieſe durch die Eigenthümlichkeit einer 

Bürgerſchaſt. 

Dies möchte alſo der Unterſchied zwiſchen den 

beiden Großſtaaten, den Mittelſtaaten und den Klein— 

ſtaaten ſein. 

Wollten wir die Sachen metaphyſiſch behandeln, 

ſo könnten wir noch ſagen: die erſten drücken die 

Allgemeinheit eines europäiſchen Staates aus, 

die zweiten die Beſonderheit eines Volksſtammes, die 

dritten die Einzelheit eines Fürſtenhauſes oder einer 

Bürgerſchaft. 

Wie dem nun auch ſei, ſo wird man eine ge— 

wiſſe Nothwendigkeit in dieſer bunten Mannichfaltig— 

keit nicht verkennen. Denn nachdem ſich die Reichs- 

einheit einmal und zwar ſehr frühzeitig zu löſen 
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begann, ſo konnten ſich bei dem ſpröden Charakter 

der deutſchen Volksſtämme nicht wohl große Staaten 

bilden, außer auf der öſtlichen Seite aus den ger— 

maniſirten und halbſlawiſchen Ländern. In dem 

übrigen Deutſchland mußte ſich die Stammeigenthüm— 

lichkeit geltend machend, inſofern ſie nicht durch den 

Feudalismus zerſetzt wurde. 

Auch die natürliche Lage Deutſchlands beförderte 

dieſe Bildung. Denn die Großſtaaten liegen auf 

der öſtlichen Seite, wo ſich Europa ins Breite zieht. 

Die meiſten Kleinſtagten aber lagen und liegen noch 

jetzt in denjenigen Theilen Deutſchlands, wo ſich die 

Natur am meiſten individualiſirt; während hingegen 

Baiern, als der größte von den Mittelſtaaten, durch 

die große bairiſche Ebene in ſeinen Ausbreitungsten— 

denzen phyſiſch begünſtigt wurde. 

1. Vom Dualismus. 

Durch den Unterſchied der norddeutſchen und ſüd— 

deutſchen Volksſtämme iſt ein Gegenſatz in der Na— 

tion begründet, der ſich ſelbſt zur Zeit jener gewal— 

tigen Kaiſer aus dem ſächſiſchen, fränkiſchen und hohen 

ſtaufiſchen Hauſe deutlich nachweiſen läßt. Gleichwohl 

war die Idee des deutſchen Kaiſerthums damals doch 

ſo mächtig, daß ſie dieſen Gegenſatz überwältigte. 
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Wie aber mit der Reformation die Idee des Kaiſer— 

thums ſelbſt ihre Kraft verlor, ſo trat ſogleich ein 

Dualismus hervor in dem Gegenſatz der Konfeſſionen, 

der zu Bündniſſen und Gegenbündniſſen führte; wie 

es der ſchmalkaldiſche Bund und der heilige Bund, 

die proteſtantiſche Union und die katholiſche Ligue 

waren. So im 16ten und 17ten Jahrhundert. Im 

18ten Jahrhundert erſchien der Dualismus als Ri— 

valität zwiſchen Preußen und Oeſterreich, woraus 

ſchließlich auch ein Bündniß hervorging, nämlich der 

Fürſtenbund. 

Dieſem Dualismus wurde durch die franzöſiſche 

Revolution ein Ziel geſetzt, da man in Oeſterreich 

und Preußen endlich erkannte, daß man gegenſeitig 

auf einander angewieſen, und nach außen hin ge— 

meinſame Intereſſen habe. Da nun gleichzeitig der 

Reichsverband ausdrücklich gelöſt wurde, und die 

übrigen deutſchen Staaten zur vollen Souverainität 

gelangten, ſo lag es auf der Hand, daß eine Viel— 

heit ſouverainer Staaten nur durch föderative Formen 

zu vereinigen ſei. Seit der Stiftung des deutſchen 

Bundes beginnt daher für Deutſchland die Periode 

des Föderalismus. 

Indeſſen iſt man darüber noch ſo wenig klar, 

und ſind die dualiſtiſchen Tendenzen noch ſo wenig 

überwunden, daß man in unſern Tagen einen offen— 

baren Rückfall in den Dualismus erleben mußte, 
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und durch die Unionspolitik ſogar der Verſuch ge— 

macht wurde, dieſen Dualismus grundgeſetzlich zu 

konſtituiren. 

Daß es dahin kommen konnte, iſt nur durch die 

Verwirrung der öffentlichen Meinung in Deutſchland, 

wie durch die Unklarheit der preußiſchen Politik be— 

greiflich zu machen; wie wir jetzt zeigen werden. 

Dabei halten wir es nach den vorhergehenden Be— 

trachtungen für einen hinlänglich bewieſenen Satz, 

daß das eigentliche Preußen, ſeinem Charakter nach 

ein Militärſtaat, die Baſis ſeiner Exiſtenz in den 

Ländern zwiſchen der Elbe und dem Niemen habe, 

daß daher unſere weſtlichen Provinzen nur als ein 

Vorpoſten anzuſehen ſeien, und folglich weder für die 

innere Entwickelung noch für die äußere Politik des 

Staates maßgebend ſein dürfen. 

Wie konnte nun dieſe einfache Wahrheit ver— 

dunkelt werden? 

Das iſt aus den Nachwirkungen der Freiheits— 

kriege zu erklären. Damals nämlich erſchien Preu— 

ßen weſentlich als der Vorkämpfer für die deutſche 

Sache, an welche ſeine eigene Exiſtenz gebunden 

war. Das bisherige Vordringen der Franzoſen über 

den Rhein, und die drohende Gefahr, daß ſich dieſe 

Invaſion wiederholen möchte, rief in Preußen eine 

Politik hervor, welche die geſammten Staatskräfte 

gegen Weſten hin drängte, und den Schwerpunkt des 



Staates ſoweit als möglich gegen Weſten verlegen 

wollte. Daraus erklärt ſich denn auch in Preußen 

die Deutſchthümelei, d. h. dieſes abſichtliche Heraus— 

ſtellen ſeiner Deutſchheit, worin man förmliche Ge— 

ſchäfte macht; was man für eine durchaus verächtliche 

Erſcheinung halten muß. Ach, daß doch Preußen 

nur ſeine Kraft zuſammen nähme, um auf ſeinem 

eigenen Gebiete etwas Tüchtiges zu leiſten, das würde 

ja immer dem geſammten Deutſchland zu Gute kom— 

men! Statt deſſen werden die eigenen Angelegen— 

heiten vernachläſſigt, während man durch deutſch— 

thümliche Reden und deutſchthümliche Aufzüge etwas 

für Deutſchland zu thun vermeint. 

Indem man ſich alſo in dieſe weſtliche Politik, 

welche nur durch die zeitweiligen Conjuncturen zu 

rechtfertigen war, immer tiefer verrannte, ging man 

vor allem auf eine Machterweiterung in Deutſchland 

aus, und indem unſere Weſtprovinzen für dieſen Zweck 

den wichtigſten Anhalt zu bieten ſchienen, wurde ihnen 

eine ganz ungebührliche Wichtigkeit beigelegt. Nach 

einer flachen büreaukratiſchen Anſicht ſollte eine mög— 

lichſte Amalgamirung der beiden Theile des Staates 

erſtrebt werden; welches den Staat vermeintlich kräf— 

tigen ſollte, da es ihn doch offenbar ſchwächen mußte, 

weil er dadurch charakterlos wurde. Die Weſtpro— 

vinzen, ſagten die Büreaukraten, ſind die reichſten 

und fruchtbarſten und folglich die Hauptprovinzen. 
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Die Oſtprovinzen wurden dagegen fortwährend zu— 

rückgeſetzt, ihre Intereſſen vernachläßigt, noch weni— 

ger Bedacht darauf genommen, die in dieſen Pro— 

vinzen noch verborgenen Hülfsquellen zu eröffnen. 

Die Weſtprovinzen wurden alſo der Mittelpunkt 

unſerer Politik, obwohl die kölner Wirren uns doch 

auf den Gedanken hätten bringen ſollen, daß dort 

keine Roſen für uns blühen, und daß das preußiſche 

Weſen nie am Rheine heimiſch werden kann. Ich 

weiß nicht, ob es der Rheinwein oder der kölner Dom 

bewirkt, oder all die romantiſchen Erinnerungen, welche 

den Vater Rhein umgeben, genug, die Köpfe wurden 

immer mehr umnebelt, jo ſehr, daß man am Ende über— 

haupt nicht mehr wußte, was Preußen iſt und an 

welcher Stelle der Erde es eigentlich liegt. 

Im Frühjahre 1848 ſollte es daher ohne wei— 

teres in Deutſchland aufgehen. Jetzt wurde die 

Rheinländerei ausdrücklich zum Prinzip erhoben, und 

ſo es möglich wäre, ſollte das ganze alte Preußen 

ſchleunigſt verrheinländert werden. Es war, wie 

wenn der Staat auch die letzte Spur des Bewußt— 

ſeins über ſich ſelbſt verloren. Gewiß, wenn Je— 

mand, der ſonſt nichts von der preußiſchen Geſchichte 

wüßte, die Verhandlungen und Ereigniſſe jener Tage 

lieſt, ſo wird er ſchwerlich ſich einen andern Begriff 

von Preußen bilden können, als daß es ein am 

Rhein gelegener parlamentariſcher Handelsſtaat ſei, 
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der nebenbei auch einige Landſtriche zwiſchen der Elbe 

und dem Niemen beſitzt. Denn alles konzentrirte 

ſich jetzt am Rhein; woher unſere Propheten kamen, 

und wohin wir unſere Vertreter ſchickten, damit die 

Reichsverfaſſung errichtet würde. So geſchah es 

denn, daß die heidelberger und nordalbingiſchen Pro— 

feſſoren in der Paulskirche zu Frankfurt a. M. über 

die Geſchicke Preußens entſcheiden wollten. Ich ſage 

hingegen: Ueber die Geſchicke Preußens wird dereinſt 

entſchieden werden von der preußiſchen Armee an 

den Ufern der Weichſel, — welches ein höchſt augenfäl— 

liger Unterſchied iſt. Indem wir alſo unſere Kräfte 

in Frankfurt a. M. konzentriren wollten, und ſomit 

den Schwerpunkt der Macht ganz außerhalb des 

Staates verlegten, bewegten wir uns im eigentlich— 

ſten Sinne des Wortes excentriſch; daher denn die 

ganze folgende Politik auch nichts anderes ſein konnte 

als ein fortwährender Purzelbaum. 

In dieſer Täuſchung wurden wir durch die Um— 

triebe beſagter Profeſſoren beſtärkt, als welche die 

Anſicht aufſtellten: Preußen ſei der Kern von Deutſch— 

land, an den ſich alle übrigen Theile Deutſchlands 

anſchließen müßten. Mit dieſer Schmeichelei wollten 

ſie Preußen kirren, weil ſie Preußens bedurften, um 

den projektirten deutſchen Parlamentsſtaat zu errich— 

ten, welcher Parlamentsſtaat für beſagte Ehrenmän— 

ner als das ſicherſte Mittel erſchien, um ſelbſt zur 
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Gewalt zu gelangen. Dies liegt deutlich genug vor. 

Deshalb alſo ſprengten ſie die Meinung aus, Preu— 

ßen ſei der Kern von Deutſchland; während wir im 

Gegentheil geſagt haben und hiermit wiederholen, 

daß es vielmehr ein Herausbau aus dem alten 

Deutſchland iſt, ſo ſehr auch dieſe Anſicht den gothai— 

ſirenden Preußen für unpatriotiſch erſcheinen mag. 

Denn dahin iſt es nun einmal gekommen, daß der 

Patriotismus im Lügen, im Renommiren und in der 

Faſelei beſteht, hingegen die Wahrheit zu ſagen für 

unpatriotiſch gilt. Gleichviel, ich ſage ſie dennoch. 

Nun meine ich, auf dieſe plumpe Täuſchung 

wäre man preußiſcherſeits wohl nicht eingegangen, 

hätte man nicht ſtets die Weſtprovinzen im Auge 

gehabt. Oder man denke ſich doch einmal dieſe Pro— 

vinzen fort, ſo möcht' ich wiſſen, welcher preußiſche 

Staatsmann wohl auf den Einfall hätte kommen 

können: Preußen in Deutſchland aufgehen zu laſſen? 

Blos dieſe Weſtprovinzen haben uns alſo zu der 

unglückſeligen Reichspolitik verleitet, die uns ſo viel 

Opfer gekoſtet und ſo viel Schande eingetragen hat. 

Immer das Rheinlied im Kopfe, hören und ſehen 

wir nicht, was in unſern alten Provinzen vorgeht; 

noch weniger finden wir Geſchmack daran, uns den 

Intereſſen dieſer Provinzen zu widmen. Oder möch— 

ten wir doch nur unterſuchen, wie es in Schleſien, 

in Pommern, in Maſuren u. ſ. w. ausſieht. Gott 



bewahre! wir manſchen in deutſchen Angelegenheiten, 

das iſt unſer Hauptgeſchäft. Dazu machen wir Mi— 

litärpromenaden am Rhein, um unſere neuen Uni— 

formen zu zeigen; liebäugeln mit den Süddeutſchen, 

die uns dafür auf den Zopf ſpucken, ſobald wir nur 

den Rücken kehren, und verthuen das ſchöne Geld, 

um die Reichspoſſe aufzuführen. Hätten wir doch 

Chauſſeen dafür gebaut, ſo wäre es doch nicht zum 

Fenſter hinausgeworfen! Derweilen wir aber in Ba— 

den herum ſpazirt, haben wir die für uns ſo wichti— 

gen däniſchen Angelegenheiten auf das unverantwort— 

lichſte vernachläſſigt. Wo wir alſo was zu thun 

haben, thun wir nichts, und wo wir nichts zu thun 

haben, da machen wir uns wichtig. Preußiſche 

Staatsmänner! laßt den Rhein in den Ocean flie— 

ßen, um nach Norden und Oſten zu ſehen, denn ich 

ſage: Preußen iſt ein nordiſcher Staat. Dieſe un— 

glückſelige Südpolitik aber, — was hat ſie uns denn 

eingetragen? Nun, gleichſam als die Trophäen der— 

ſelben haben wir Hechingen und Sigmaringen erwor— 

ben, welche in Zukunft Vertreter nach Berlin ſchicken 

werden, um die preußiſchen Angelegenheiten mitzube— 

rathen, die ihnen grade ſo gut bekannt ſind als der 

Blocksberg. Man beachte das! Als ob nicht die 

Fremdartigkeit der Elemente und die daraus hervor— 

gehende Confuſion in unſern Kammern ohnehin ſchon 

übergroß wäre? Oder als ob nicht unſere Politik 
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ohnehin ſchon an übergroßer Complikation litte, daß 

wir uns noch dieſen ſüddeutſchen Lappen an die Beine 

binden, der uns nichts eintragen kann als Verwick— 

lungen wie Neuenburg, während doch unſere Politik 

grade der Vereinfachung bedarf, welche nur zu errei— 

chen ſteht, wenn wir die Oſtprovinzen zur ausſchließ— 

lichen Baſis unſrer Politik machen? 

Hilft Alles nichts, es bleibt dabei: Preußen 

liegt am Rheine, wo auch unſere Prinzen ſtudiren 

und reſidiren müſſen. Am Rhein iſt die politiſche 

Bildung zu Hauſe, die wir uns anzueignen haben, 

um Preußen zu verrheinländern. So haben uns 

denn die Rheinländer den Konſtitutionalismus einge— 

ſchleppt, der in den alten Provinzen keinen Boden 

findet; und den Rheinländern zu Liebe führen wir 

eine allgemeine Gemeindeordnung ein, welches wohl 

als eine der unklugſten Handlungen anzuſehen, die 

je in Preußen begangen worden. Denn ohne Zwei— 

fel iſt gerade die Gemeindeordnung das allerwichtigſte 

Inſtitut, um die Landeskräfte zu entwickeln und dieſe 

Entwicklung zu reguliren, vorausgeſetzt nämlich, daß 

ſolche Gemeindeordnung für die realen Verhältniſſe 

paßt. Maßen nun dieſe Verhältniſſe am Rhein und 

an der Oder ſehr verſchieden ſind, ſo iſt es abſolut 

unmöglich eine gleichmäßig paſſende Ordnung aufzu— 

ſtellen; die Folge alſo, daß dieſe Ordnung nicht nur 

nichts nützt, ſondern ſogar ſchadet, indem ſie die 



Dinge in Verwirrung bringt. Gleichwohl meint 

man durch ſolche Gleichmacherei den Staat zu kräf— 

tigen, indem man eine illuſoriſche Staatseinheit her— 

ſtellt, wie es die allerneueſte Staatsweisheit angiebt. 

Ich erlaube mir aber die Frage, welches denn die 

Idee ſei, die ſich in dem alſo nivellirten Staate 

ausdrückt, und finde nichts als die pure Ideeloſigkeit 

ſelbſt. Daß aber aus ſolcher Ideeloſigkeit Macht 

hervorgeht, iſt in der Welt noch nicht erhört worden. 

Vielmehr beweiſt die ganze Geſchichte, wie ſelbſt kleine 

Staaten bedeutende Macht entwickeln konnten, ſo 

lange ſie einen deutlich ausgeprägten Charakter be— 

wahrten, während andere Staaten, trotz ihren vielen 

Quadratmeilen, Menſchen und Geldmittel doch nur 

als eine todte Maſſe erſchienen. 

Zu dieſer Behauptung bietet unſere eigene Ge— 

ſchichte die ſchlagendſten Beweiſe. Oder liegt es 

nicht vor, daß Preußen gegenwärtig an materiellen 

Kräften, wie desgleichen an einer ſcheinbaren Staats— 

einheit ſeit den Tagen des großen Friedrich ganz 

außerordentlich zugenommen, während jenes Preußen 

des großen Friedrich doch etwas ganz Anderes in 

der Welt bedeutete als das heutige? Und warum 

denn? Weil es damals einen Charakter hatte, der 

ſich in ſeiner innern Organiſation wie in ſeiner aus— 

wärtigen Politik ausſprach, während es gegenwärtig 

in beiderlei Hinſicht charakterlos erſcheint. Eine Po— 
3 



litik, d. h. eine planvolle Leitung der innern Ent- 

wicklung im Zuſammenhange mit der nach Außen 

gerichteten Thätigkeit iſt ja ſeit lange bei uns gar 

nicht wahrgenommen, ſondern Alles nur ein fort— 

währendes Taumeln geweſen, von Berlin nach Frank— 

furt, von Frankfurt nach Erfurt, von Erfurt nach 

Warſchau, von Warſchau nach Olmütz, von Olmütz 

nach Dresden, und Gott im Himmel weiß, wann 

wir endlich unſern Schwerpunkt finden werden; ganz 

zu geſchweigen von der innern Politik, ſo wie von 

der Handelspolitik, die, wie man eine Hand umdreht, 

aus der Schutzzöllnerei in die Handels- Freiheit 

übergeht. 

Und woher dieſes Taumeln? Weil man nicht 

mehr zu wiſſen ſcheint, was denn Preußen eigentlich 

iſt, nämlich ein Militärſtaat, und wo es eigentlich 

liegt, nämlich zwiſchen der Elbe und dem Niemen. 

Würde man nur dies Eine feſthalten, ſo würde ja 

bald daraus folgen, daß unſere Weſtprovinzen nur 

als ein bloßes Vorland zu behandeln, daher auch 

ihre eigenen Geſetze und Inſtitutionen haben mögen, 

ſoviel ſie nur wollen, und wenn ſie es etwa wün— 

ſchen, auch einen Vicekönig bekommen können; indem 

doch nie daran zu denken iſt, daß die Rheinländer 

im vollen Sinne des Wortes Preußen würden, an— 

dererſeits aber eine künſtliche Amalgamation beider 

Landestheile nur dazu führen kann, den Staat 



charakterlos zu machen, und folglich feine ganze Zus 

kunft zu untergraben. Würden alſo die Weſtprovin— 

zen als ein beſonderes Land behandelt, ſo hätte man 

dann freie Hand um Inſtitutionen einzuführen, die 

für den Charakter der Oſtprovinzen paſſen; würde 

auch alle ſeine Anſtrengung darauf richten, die in 

dieſen Provinzen noch unerſchloſſenen Kräfte ins 

Leben zu rufen, und die auswärtige Politik aus— 

ſchließlich nach den durch die Lage der Oſtprovinzen 

gebotenen Rückſichten beſtimmen. 

Würde ſich dann dieſe Politik in Uebereinſtim— 

mung mit der inneren Entwicklung halten, und die 

ganze Thätigkeit ſich auf wenig beſtimmte Punkte 

richten, die man mit Beharrlichkeit verfolgte, ſo müßte 

Preußen bald eine neue Macht gewinnen, und könnte 

leicht an die Spitze einer nordiſchen Allianz treten. 

Würde ſich Preußen ferner aller Verſuche entſchla— 

gen, in Deutſchland eine neue Machtſtellung zu erwer— 

ben, indem es ſich vielmehr ſtreng auf der Linie ſei— 

ner Bundespflicht hielte, ſo würde es um ſo mehr 

geehrt werden, und dann alle deutſche Staaten, deren 

Eiferſucht es jetzt erregt, zu Bundesgenoſſen haben. 

Ich meine wohl, in dieſer Poſition müßte Preu— 

ßen einen entſchiedenen Einfluß in Europa ausüben, 

während unſer Einfluß gegenwärtig faſt auf Null 

geſunken. Sehr erklärlich, da man ja nicht einmal 
35 
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weiß, ob Preußen ein Oſtſeeſtaat oder ein Rheinſtaat, 

oder überhaupt in Deutſchland aufgegangen iſt. Wie 

ſoll ein ſolcher Staat Reſpect finden? 

Dahin alſo hat uns die Deutſchthuerei geführt, 

oder ich will ſagen verführt, indem man unſerer 

Eitelkeit ſchmeichelte durch die Behauptung: Preußen 

ſei der Kern von Deutſchland. Ueber dieſes Manö— 

ver haben wir noch einiges zu ſagen. 

Um nämlich jener Behauptung noch mehr Kraft 

zu geben, ſuchten die Profeſſoren die Meinung zu 

verbreiten, daß eigentlich ſchon die ganze preußiſche 

Geſchichte die Tendenz in ſich trage, die deutſche Ein— 

heit herzuſtellen; während doch Jedermann weiß, daß 

es faſt umgekehrt iſt, indem dieſe Geſchichte vielmehr 

darauf hinausläuft Preußen vom Reichsverband unab— 

hängig zu machen. Dennoch wußten ſie ihren Lü— 

gen eine ſehr wirkſame Folie zu geben, indem ſie 

den unter dem großen Friedrich geſtifteten Fürſten— 

bund an's Tageslicht hervorzogen, um dann mit der 

Behauptung aufzutreten: Jetzt müſſe Preußen das 

Werk vollenden, welches der große Friedrich ſchon 

begonnen. Gewiß, das war ein wirkſames Argu— 

ment, wenn man die neu projectirte Politik auf den 

Vorgang des großen Friedrich ſtützen konnte. Welcher 

Preuße durfte nun noch zweifeln? 

Sofort wurden alſo die Zeitungen inſtruirt, vom 
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Zürftenbund zu reden, der die größte und ſchönſte 

That des großen Friedrich geweſen, ein erhabenes 

Bauwerk, das ſeine Enkel jetzt vollenden müßten. 

Wir meinen hingegen, die größte und ſchönſte 

That Friedrichs war offenbar die Eroberung Schle— 

ſiens; die nächſt größte, obwohl nicht ſchöne That, 

die Erwerbung Weſtpreußens, von allen großen Tha— 

ten die kleinſte aber die Stiftung des Fürſtenbundes; 

der auch gar keine bleibende Nachwirkungen hinter— 

laſſen, außer die Akten im Geheimen Staatsarchiv. 

Dieſe Akten wurden nun von der Profeſſorenpartei 

hervorgezogen und in den Druck gegeben, um uns 

den Fürſtenbund in ſeiner ganzen Herrlichkeit vor 

Augen zu halten. Dabei mag man wohl gemeint 

haben, die Sinne ſeien ſchon ſo vollkommen umne— 

belt, daß man uns nur ein Buch vorzuhalten brauche, 

um allen Widerſpruch darniederzuſchlagen. Oder 

ſollten die Herren wirklich ſelbſt ſchon ſo befangen 

geweſen ſein, um nicht zu ſehen, wie eben der Für— 

ſtenbund das gerade Gegentheil der Unionspolitik 

geweſen? Denn man weiß ja, es ereignet ſich aller— 

dings zuweilen, daß Jemand, der eine dreiſte Lüge 

oft wiederholt, ſie am Ende ſelbſt glaubt. 

Wie geſagt alſo, ſollte der Fürſtenbund jetzt zum 

Vorbild für die Unionspolitik dienen. Das iſt der 

Mühe werth zu betrachten. 
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Dieſer Fürſtenbund wurde bekanntlich veranlaßt 

durch die ehrgeizigen Beſtrebungen des Kaiſer Joſeph, 

der ſich durchaus in Deutſchland ausbreiten wollte; 

was für den großen Friedrich wie für alle andern 

Reichsſtände natürlich ſehr gefährlich erſchien. Dieſe 

Reichsſtände vereinigten ſich alſo unter den Auſpicien 

Preußens zum Schutz der beſtehenden Reichsverfaſſung, 

d. h. des Partikularismus, und das Ganze war ſo— 

mit eine Legitimitätspolitik. Unſere Unions— 
politik hingegen hatte die Tendenz, die beſtehende 

Bundesverfaſſung umzuſtürzen, und den Partikularis— 

mus wo möglich zu überwinden, war alſo das direkte 

Gegentheil davon und zugleich eine Revolutions- 

politik. Vielmehr hat gerade Oeſterreich, da wir 

uns jetzt eben ſolche Uebergriffe erlaubten als weiland 

Kaiſer Joſeph, Friedrichs Fürſtenbundspolitik nach— 

geahmt, indem es, wie man weiß, mit ſehr gutem 

Erfolg zum Schutz der bedrohten Bundesverfaſſung 

und des bedrohten Partikularismus auftrat. 

Nichts deſto weniger mußte der Fürſtenbund der 

Union zur Folie dienen. Gewiß, das heißt Geſchichte 

verfälſchen; und dieſe ſaubere Praxis ging von der 

Profeſſorenpartei aus! Nun, was mögen wohl ihre 

Zwecke geweſen ſein? 

Reden wir nicht länger mehr davon, ſondern 

nachdem wir die Geſchichte dieſes unglückſeligen Rück— 
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falls in den Dualismus aufgeklärt, wollen wir noch 

verſuchen, eine möglichſt deutliche Vorſtellung davon 

zu geben, in welche heilloſe Verwirrung die deutſche 

Politik dadurch gerathen mußte. 

Erinnern wir uns alſo daran, wie wir in der vorherge— 

henden Betrachtung die Stellung Preußens, Oeſterreichs 

und der übrigen deutſchen Staaten darzulegen ſuchten. 

Im Nordoſten von Deuiſchland, ſagten wir, iſt 

der preußiſche Staat erwachſen. Er übt durch ſeine 

Lage eine politiſche Wirkſamkeit aus nach drei Rich⸗ 

tungen hin, nämlich nach Norden, nach Oſten und 

nach Weſten, während er auf den europäiſchen Sü— 

den keinen Einfluß hat. Die öſtliche Richtung be— 

zeichnet die Beziehung zum Slawismus, die nördliche 

Richtung die Beziehung auf Skandinavien, die weſt— 

liche Richtung bezeichnet Preußens Theilnahme an 

den allgemeinen deutſchen Angelegenheiten. 
Im Südoſten von Deutfchland hat ſich die öſter— 

reichiſche Monarchie gebildet, deren politiſche Wirk— 

ſamkeit ebenſo nach drei Richtungen hin zu verfolgen 

iſt; nämlich nach Oſten, welche auf die Beziehungen 
zu den Donauländern und dem Orient hindeutet; 

nach Süden, welche auf die Beziehungen zu Italien 

hindeutet; endlich nach Weſten, welche Oeſterreichs 

Theilnahme, an der allgemeinen deutſchen Politik be— 

zeichnet; während Oeſterreich auf den europäiſchen 
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Moden keinen direkten Einfluß hat. Denn ſehen 

wir jetzt Oeſterreich gleichwohl im Norden operiren, 

ſo iſt das nichts als ein Paroli für Baden, wo wir 

unſererſeits auch nichts zu ſuchen hatten. 

Von den übrigen deutſchen Staaten ſtehen die 

ſüddeutſchen in Beziehung zu dem obern Italien, zur 

Schweiz und zu Frankreich, und wirken alſo nach 

Süden und Weſten; die norddeutſchen aber in Bes 
ziehung zu den Niederlanden, England und Skan— 

dinavien, wirken alſo nach Weſten und Norden. 

Hieraus ergiebt ſich das Folgende. In öſtlicher 

Richtung wirken Preußen und Oeſterreich zuſammen; 

in weſtlicher Richtung wirken alle deutſchen Staaten 

zuſammen; in nördlicher Richtung wirkt Preußen 

mit den norddeutſchen Staaten zuſammen; in ſüdlicher 

Richtung wirkt Oeſterreich mit den ſüddeutſchen Staa— 

ten zuſammen. In Summa zeigt ſich alſo, daß, 

wenn ſich nur alle deutſchen Staaten in ihrer natür— 

lichen Wirkungsſphäre halten, überall ein freundliches 

Zuſammenwirken möglich, und durchaus kein Grund 

zum Zwieſpalt vorliegt. 

Ich weiß, das ſind abſtrakte Bezeichnungen, deren 

ich mich auch nur bediene, um den Leſer zu einem 

möglichſt ſcharfen Nachdenken zu veranlaſſen; und um 

ihn dabei noch mehr zu Hülfe zu kommen, füge ich dem 

ſoeben Geſagten noch eine graphiſche Darſtellung hinzu. 
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Dieſe Arabeske alſo verſinnbildlicht die deutſche 

Politik, wenn Alles in Harmonie ſteht. Da kam 

die Reichspolitik, durch welche Preußen ſeine ganze 

Kraft in der Richtung von Berlin nach Frankfurt 

ausſtrömen ließ. Will man ſich nun auch die daraus 

hervorgehende Verwirrung verſinnbildlichen, ſo nehme 

man ein Bleiſtift und ziehe eine Linie von Berlin 

nach Frankfurt, in welcher Richtung ſich jetzt die preu— 

ßiſche Politik verlief, und man ſieht, wie dieſe Linie 

alle andern Richtungslinien ſchräg durchſchneidet. Das 

iſt die Linea Radowilziana, welches verdeutſcht heißt: 

die breite Straße des Verderbens. 
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III. Vom Einfluß des Auslandes. 

Darüber iſt ſeit Jahrhunderten ein Klagelied zu 

ſingen geweſen. Denn ſeit der Reformation wurde 

dem fremden Einfluß daß Thor geöffnet, ſeit dem 

weſtphäliſchen Frieden aber wurde er faſt etwas Legi— 

times, und iſt bis dieſen Tag noch übergroß. 

Da aber eine Menge unklarer Vorſtellungen 

darüber herrſchen, ſo mag es dienlich ſein, uns in 

einigen Worten darüber zu verſtändigen, was denn 

der ausländiſche Einfluß ſei, und wie ihm zu be— 

gegnen ſein möchte? 

Es üben nämlich die Nationen und Staaten 

einen ſo natürlichen als unvermeidlichen Einfluß auf 

einander, der ſchon aus ihrem bloßen Nebeneinander— 

beſtehen folgt, und ſich nach den Machtverhältniſſen 

richtet; indem wir unter Macht nicht blos phyſiſche 

ſondern auch geiſtige Macht begreifen. Dieſer Ein— 

fluß wird alsdann der Macht ſelbſt proportional er— 

ſcheinen. 

Die europäiſchen Staaten bilden ein Syſtem, 

das in ſich ſelbſt gravitirt. Jedes Glied influenzirt 

die übrigen, und wird von den übrigen influenzirt. 

So hat Deutſchland im Mittelalter ſehr mächtig auf 

Europa eingewirkt, während es ſelbſt hingegen von 

Italien aus ſehr mächtige Einflüſſe geiſtiger Natur 

erfuhr. Wie aber Deutſchlands Macht, ſo verrin— 
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gerte ſich auch der Einfluß den es ſelbſt ausübte, 

während umgekehrt der Einfluß, den es erfuhr, in 

demſelben Maaße größer wurde. Im Zeitalter Lud— 

wigs XIV. wurden wir influenzirt von Frankreich, 

das uns damals phyſiſch wie geiſtig überlegen war. 

Heute erfahren wir den meiſten Einfluß von Eng— 

land und Rußland, weil dies dermalen die mäch— 

tigſten Staaten Europa's ſind. Freilich übt auch 

ſeinerſeits Deutſchland einen Einfluß auf England 

und Rußland aus, der aber in demſelben Maße ge— 

ringer ſein muß, als Deutſchland ſchwächer iſt. 

Was iſt dagegen zu machen? Ich ſage, wir müſſen 

mächtiger werden. Wer dazu ein Mittel angeben 

kann, mag es vorbringen, ſonſt aber ſich unnützer 

Deklamationen enthalten. 

Weil nun ferner Deutſchland in ſich ſelbſt ge— 

theilt iſt, findet der fremde Einfluß um ſo leichter 

Eingang, je breiter die Spalten und Fugen des Na— 

tionalkörpers auseinander gehen. Dagegen iſt alſo 

nichts anderes zu machen, als daß wir mit der größ— 

ten Sorgfalt Alles vermeiden, was Uneinigkeit ſtiften 

könnte, vielmehr ſtets zum innern Frieden reden. 

Statt deſſen iſt neuerdings eine Sorte von Pa— 

trioten aufgeſtanden, welchen die Deklamationen über 

den fremden Einfluß ſehr geläufig ſind, wie denn 

überhaupt Deklamationsübungen ihr Hauptgeſchäft 

bilden, — eine Sorte von Patrioten, welche nichts— 
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deſtoweniger mit allen Kräften befliſſen waren, Nord— 

deutſchland gegen Süddeutſchland zu hetzen, und da— 

bei das öffentliche Urtheil ſo ſehr zu confundiren ver— 

ſtanden, daß für den Frieden zu ſprechen als eine 

unpatriotiſche Geſinnung gelten ſollte. 

Wie weit es mit dieſer Confuſion gekommen, 

habe ich ſelbſt erfahren, und mag es geſtattet ſein, 

dieſes als einen Beleg hier anzuführen. Weil ich 

nämlich in einem Schriftchen die Unionspolitik be— 

kämpft und zum Frieden ermahnt, haben dieſe Pa— 

trioten ausgeſprengt, das ſei im Intereſſe des Aus— 

landes geſchrieben. Gegen ſolche niederträchtigen 

Unterſtellungen mich zu rechtfertigen, erachte ich unter 

meiner Würde, und will nur noch auf die Sinn— 

loſigkeit ſolcher Erfindungen hinweiſen. Oder iſt 

denn nicht einleuchtend: ſo lange das Ausland noch 

richtig kalkulirt, könnte es allerdings in der Ent— 

zweiung Deutſchlands ſeinen Vortheil ſuchen, und 

wäre es alſo wohl denkbar, daß diejenigen, welche 

zum Bürgerkriege anreizen, verkappte Emiſſäre des 

Auslandes ſind; wer aber die Deutſchen zum Frie— 

den ermahnt, dürfte ſchwerlich auf den Lohn des 

Auslandes zu rechnen haben. Mögen ſie alſo mit 

ihren Verdächtigungen fortfahren. Bald genug wird 
ſich herausſtellen, wer die beſſern Patrioten ſind: ob 

diejenigen, die in kritiſchen Momenten der Strömung 

der Meinung folgen um nur ihre Popularität zu 
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fchonen, und ſich wohl gar an die Spitze der Lärm— 

macher ſtellen um ihrem verdammlichen Ehrgeiz zu 

fröhnen, wenn auch der Bürgerkrieg darüber ent— 

brennen ſollte, — oder ob diejenigen, die ſich ſolcher 

momentanen Strömung entgegen ſtellen, um dafür 

ſchließlich die Ungunſt aller Parteien zu erndten. 

Verlaſſen wir dieſe Elenden, um zu unſerem 

Gegenſtande zurückzukehren. 

Wir ſagen alſo, daß ſchon durch das bloße 

Nebeneinanderbeſtehen der Staaten ein gegenſeitiger 

Einfluß bedingt iſt, der ſich nach den Machtverhält— 

niſſen richtet, und als ebenſo natürlich wie unver— 

meidlich angeſehen werden muß. Ein anderer Ein— 

fluß hingegen, der jenen Einfluß ſowohl erhöhen als 

auch ſchwächen kann, wird durch Bündniſſe und Gegen— 

bündniſſe begründet. 

Da treffen wir auf eine neue Faſelei. Denn 

bei uns in Preußen dringen die Patrioten auf ein 

Bündniß mit England, in Süddeutſchland auf ein 

Bündniß mit Frankreich, und in Oeſterreich wird 

man ſich dann um ſo feſter mit Rußland verbünden. 

Solcherweiſe ſind dieſe Patrioten befliſſen, Deutſch— 

land wo möglich zu zerreißen, folglich aufs Aeußerſte 

zu ſchwächen, hinterher aber deklamiren ſie über den 

Einfluß des Auslandes. Wir hingegen meinen, daß 

ſich die deutſchen Staaten vor Allem mit ſich ſelbſt 

zu verbünden haben, wodurch ſie alsbald mächtig 
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genug fein werden, um feiner weiteren Bündniſſe zu 

bedürfen. 

Drittens endlich kann der Einfluß der Staaten 

auf einander durch die Gemeinſchaft einer politiſchen 

Tendenz befördert werden. Damit kommen wir auf 

die Tendenzpolitik, und abermals auf eine neue Faſelei. 

Es treten nämlich die Demokraten auf, und 

wollen Preußen oder wo möglich ganz Deutſchland 

zum Ritter der Freiheitsprinzipien machen. Wo es 

alſo eine Revolution giebt, in Italien oder in Un— 

garn, ſollen wir ſie begünſtigen. Das nennen ſie 

die Solidarität der Völker. Dagegen treten die 

Reaktionäre auf, um Preußen zum Ritter der Legi— 

timitätsprinzipien zu machen, und jener Völkerſolida— 

rität ſoll die Solidarität der Regierungen entgegen— 

treten. Nun iſt der Weltkampf glücklich organiſirt. 

Anſtatt alſo ſeine Kraft darauf zu richten, die— 

fen großen Zwieſpalt, der Europa nur ſchon zu 

lange verwüſtet, zu überwinden, wird der Gegenſatz 

vielmehr mit allen Kräften heraufbeſchworen. „Hie 

Welf hie Weibling“ wird das Feldgeſchrei. Deutſch— 

land leidet dabei am meiſten, da es ohnehin ſchon 

genug Elemente der Entzweiung in ſich trägt. Gleich— 

wohl wird die Tendenzpolitik von beiden Seiten fort— 

geſetzt, und während man alſo nach beſtem Vermögen 

auf die Schwächung des Vaterlandes hinarbeitet, er— 

ſchallt das Lamento über den Einfluß des Auslandes. 
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O heiliger Gott! fällt denn kein Strahl des Lichtes 

in dieſe Nacht der Unwiſſenheit? 

Sie halten ſich für tiefſinnig, weil ſie ſich in 

Abſtraktionen verennen, und bemerken nicht, daß es 

eben die geiſtige Bornirtheit iſt, die ſich am leich— 

teſten fanatiſiren läßt, und daß eben dieſer Fanatis— 

mus noch niemals die Welt auferbaut, die er oft 

genug zerſtört hat. 

Oder woraus erklärt ſich denn überhaupt die 

Vielheit der Nationen und Staaten, wenn nicht eben 

daraus, daß allen ein eigenthümliches Prinzip ein— 

gepflanzt iſt, welches ſie zu pflegen und woran ſie 

ihren Halt haben? Daher wird denn jeder Staat 

ſeine Politik nicht auf irgend eine allgemeine Ten— 

denz, ſondern auf ſeine Natur baſiren. Indem aber 

die Staaten ſich gegenſeitig berühren, müſſen ſie ſich 

in der Entwicklung ihrer Politik gegenſeitig berück— 

ſichtigen, und ſind dadurch beſchränkt. So entſteht 

daraus ein Mittleres, und dieſes eben iſt der nor— 

male Zuſtand menſchlicher Dinge: daß ſie weder ganz 

vollkommen noch ganz verwerflich ſind. 

Ein Heinrich IV. wurde der Beglücker Frank— 
reichs, und lebt noch heute im geſegneten Andenken, 

weil er die Geiſter verſöhnte. Wohin es aber mit 

der Tendenzpolitik kommt, hat das Beiſpiel eines 

Philipp und Alba gelehrt, welche die mächtigſte Mo— 

narchie, die ihrer Verwaltung anvertraut war, als 
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einen ſiechen Körper zurückließen; und bis dieſen Tag 

haftet der Fluch an ihren Namen. Sollen wir end— 

lich noch an den dreißigjährigen Krieg erinnern? 

Den mögen die Deutſchen ſtudiren, um zu erkennen, 

woher der auswärtige Einfluß ſtammt, und wie ihm 

zu begegnen ſei. 

IV. Von der deutſchen Einheit. 

Selbſt unter unſeren mächtigſten Kaiſern iſt 

Deutſchland nie ein Staat geweſen, ſondern das 

Reich deutſcher Nationen, welches Reich bekanntlich 

durch die Eroberung Karls des Großen begründet 

wurde. So ſchwer iſt es von Anfang an geweſen, 

die deutſchen Stämme zuſammenzubringen. Was 

dann ferner dieſe Stämme zuſammengehalten hat, 

war die Idee des Kaiſerthums — eine Idee, die 

Niemand erfunden hatte, ſondern die den Deutſchen 

überkommen, und durch den Genius der Völker ge— 

weiht war. 

Nachdem aber dieſe Idee allmälig erftorben und 

zuletzt ſelbſt ihre ſinnlichen Zeichen verſchwunden wa— 

ren, — dürfen wir etwa hoffen, ſie durch eine bloße 

Verſtandeskombination zu erſetzen, nämlich durch die 

parlamentariſche Regierungsform, und ein neues 

Reich auf paulskirchliche Beſchlüſſe baſiren zu können? 

Nein, ſo tief iſt Deutſchland doch nicht geſunken, daß 
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es nur noch ein Stoff wäre, den man durch die 

Chablone drückt. Ja, wir unſererſeits danken Gott, 

daß es mit dem deutſchen Parlamentsſtaate nichts 

geworden, der, wenn er zu Stande gekommen, nur 

die ganze noch vorhandene Nationalſubſtanz in Ge— 

ſchwätz aufgelöſt haben würde. 

Da man alſo nichts Beliebiges aus Deutſchland 

machen kann, ſo hat man nur zu fragen, was es iſt 

und was es werden kann? Jenes haben wir in 

der erſten Betrachtung zu zeigen geſucht, indem wir 

die vornehmſten Glieder des deutſchen Bundeskörpers 

charakteriſirt; wodurch auch die Antwort auf die zweite 

Frage ſchon vorbereitet iſt. 

Zuvörderſt ſagen wir, daß Deutſchland kein 

centraliſirter Staat werden kann. Das liegt auf der 

Hand. Man braucht ja nur die Frage aufzuwerfen, 

welches etwa die Hauptſtadt ſein ſollte? Doch ganz 

gewiß nicht Frankfurt, vor welchem ſich Berlin und 

Wien niemals beugen würden. Ebenſowenig Wien, 
da es faſt an der Grenze Deutſchlands liegt. Und 

endlich Berlin auch nicht, obwohl es günſtiger gele— 

gen wäre als Wien; indeſſen erſtreckt fich fein Ein— 

fluß nicht über den thüringer Wald hinaus. 

Iſt ſomit der Einheitsſtaat nicht möglich, ſo 

könnten vielleicht zwei Staaten aus Deutichland 

werden, indem die ſüddeutſchen Staaten in Oeſter— 

reich, die norddeutſchen in Preußen incorporirt wür— 
4 
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den. Das wäre unter Umſtänden allerdings mög— 

lich, aber ſo wenig wünſchenswerth, daß man es 

vielmehr mit allen Kräften verhindern muß. Ein 

Deutſchland gäbe es ja alsdann nicht mehr, ſondern 

nur ein Preußen und ein Oeſterreich, und ſtatt der 

Einheit erhielten wir die Zweiheit, welche den ſchnei— 

dendſten Gegenſatz zur Einheit bildet. Immerhin 

möchte eine ſolche Vergrößerung den beiden Groß— 

mächten ſchmeichelhaft ſcheinen; wenn man es aber 

tiefer betrachtet, ſo hätten ſie ſich vielleicht ſelbſt ihr 

Grab gegraben. 
Bisher nämlich iſt das übrige Deutſchland für 

Preußen und Oeſterreich immer noch eine Quelle 

geweſen, aus der ſie ſelbſt belebende Elemente ge— 

ſchöpft, ſeien es Ideen oder ſeien es Männer, 

und man weiß, wie ſchwer unter Umſtänden ein 

Mann wiegt. Stein, Scharnhorſt und Blücher was 

ren keine geborne Preußen. Wie viele Gelehrte 

und Künſtler ferner aus Deutſchland nach Preußen 

berufen, iſt bekannt genug. Für Oeſterreich aber iſt 

es noch weit ſinnfälliger, daß es den Zufluß deut— 

ſchen Geiſtes nicht entbehren kann. Nun meinen 

wir, es hieße ſo viel als die Quelle verſtopfen, ſoll— 

ten die noch übrigen deutſchen Stämme den Groß— 

ſtaaten inkorporirt werden. Alsdaun nämlich wür— 

den ſie ja in ihrer Eigenthümlichkeit geknickt, und 

wahrſcheinlich ihre Produktivkraft bald verlieren. 
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Dies ſind keine grillenhaften Meinungen, ſon— 

dern durch die Geſchichte bewieſene Wahrheiten. 

Denn gleichwie eine Sprache allmälig ſtarr wird, 

wenn ihre Mundarten erlöſchen, aus denen ſie ſelbſt 

fortwährend friſche Säfte ſaugen konnte, ſo gehen 

überhaupt die Nationen in Erſtarrung über, wenn 

ihr Stammleben erliſcht. Als ein Beleg für dieſe 

Behauptung könnten aus der neueren Geſchichte z. B. 

die Spanier angeführt werden, welche einſt eine große 

Nation waren, ſo lange es in Arragonien, Catalo— 

nien und Caſtilien noch ein ſelbſtſtändiges Leben gab, 

ſeitdem aber gleichzeitig mit der Centraliſation tief ge— 

ſunken ſind. Und was Deutſchland ſelbſt anbetrifft, 

ſo waren in der Zeit ſeiner Größe auch die Charak— 

tere ſeiner Stämme am deutlichſten ausgeprägt. So 

viel daher in menſchlicher Kraft liegt, ſoll man das 

Stammleben wo möglich erhalten und pflegen. 

Dies iſt die Bedeutung der Mittelſtaaten und 

ihre geſchichtliche Berechtigung. Andererſeits folgt 

aber daraus, wie eben dieſe Staaten ſelbſt die Be— 

rechtigung ihrer Exiſtenz untergraben, wenn ſie, an— 

ſtatt ihr Stammleben zu pflegen, ſich in einer erkün— 

ſtelten und illuſoriſchen Großſtaaterei gefallen. Oder 

ſprechen ſich dieſe Staaten nicht damit ſelbſt ihr Ur— 

theil, wenn ſie das Stammleben für etwas Geringes 

erklären, und damit den Großſtaaten ſelbſt den plau— 

ſibelſten Vorwand geben, ſie zu inkorporiren? In— 
4 * 
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m Ste 1 ihr Stammleben durch großſtaatliche 

erren und ſolcherweiſe ertödten, wer— 

eine bloße Maſſe ſein, und einmal 

i loßt aſſe geworden, erliegen ſie unvermeid— 

lich den 1 Geſetzen, nach welchen die 

kleinen Maſſen von den großen Maſſen abſorbirt 

werden. 

So viel von der Erhaltung der Mittelſtaaten. 

Jetzt fragt ſich, ob etwa die Kleinſtaaten den 

benachbarten größern zu inkorporiren ſeien? Das 

könnte freilich einzelnen Staaten vortheilhaft erſchei— 

nen, würde aber dem Ganzen durchaus nachthe 

lig ſein. 

Wir meinen nämlich, da Deutſchland doch ein— 

mal leinen Einheitsſtaat bildet, ſo iſt's beſſer, daß 

es viele deutſche Staaten giebt, als daß es wenige 

gäbe, da in dieſem Falle gerade die Vielheit die Fö— 

deration erleichtert. Auch ſind es gerade die man— 

nichfach abgeſtuften Machtverhältniſſe, welche das 

Aequilibrium erhalten, und die Kleinſtaaten verrin— 

gern die Friktion zwiſchen den größeren Gliedern. 

Ferner iſt das materielle Gewicht der Kleinſtaaten zu 

unbedeutend, als daß man hoffen dürfte, die Natio— 

nalkräfte durch eine fernere Mediatiſirung der Klein— 

ſtaaten zu vermehren, inſofern man nämlich durch die 

größere Konzentration die Kräfte zu ſteigern erwar— 

ten ſollte. Es ſcheint vielmehr, daß eine Kraftverringe— 



rung daraus entſtehen möchte, da die Kleinſtaaten 

gerade in ihrer kleinſtaatlichen Exiſtenz mehr bedeu— 
ten als nach dem Gewicht ihrer bloßen Maſſe, indem 

der Trieb, etwas für ſich zu ſein, ſo manche Kräfte 

anregt, die ſonſt ſchlummern würden. Es erklärt ſich 

ja daraus, wie gerade von dieſer Seite her für die 

Beförderung der Wiſſenſchaften und Künſte und der 

Civiliſation überhaupt, ſowie für manche andere Nas 

tionalangelegenheiten verhältnißmäßig viel ausgegan— 

gen iſt. Was in dieſer Weiſe ſo manche kleine Für— 

ſtenthümer und ehemalige Reichsſtädte geleiſtet, iſt 

bekannt genug. 

Haben aber die kleinen Staaten in dieſer Hin— 

ſicht und insbeſondere in letzter Zeit dennoch weniger 

geleiſtet, als ſie hätten leiſten können, ſo gilt dies 

von den aupern Staaten auch. Es wird dann eines 

Theils aus einer allgemeinen Erſchlaffung der Na- 

tiona! rät zu erklären fein, anderen Theils aus den 

falſchen Vorſtellungen, die ſich vielfach feſtgeſetzt und 

die Kleinſtaaten verleitet haben, den ganzen Verfaſ— 

ſungs⸗ und Regierungs-Apparat großer Staaten 

nachzuahmeu. Offenbar haben ſie dadurch ihrem 

eigenthümlichen Leben nur geſchadet und mußten oft 

ins Lächerliche gerathen, wenn ſie nicht bedachten, 

daß ſich Kleinſtaten immer in einer gewiſſen patriar— 

chaliſchen Einfachheit zu erhalten haben. Auch iſt es 

allerdings vorgekommen, daß manche Kleinſtaaten die 
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Schlupfwinkel einer häßlichen Tirannei wie der äußer— 

ſten Korruption geworden, was indeſſen bei der 

zunehmenden Macht der öffentlichen Meinung und 

dem regen allgemeinen Verkehr, wodurch die Klein— 
ſtaaten unter die Kontrolle von ganz Deutſchland 

gerathen, in Zukunft wenig zu befürchten ſteht. 

Nach dem Allen iſt die Geſchichte der Kleinſtaa— 

ten keineswegs die unerfreulichſte Partie in der Na— 

tionalgeſchichte, daß uns deshalb der Wunſch entſte— 

hen müßte, ſie beſeitigt zu ſehen. Zwar meint man 

wohl, es läge einmal in der Tendenz der Zeit, Alles 

auf größere Dimenſionen zu führen, und daß daher 

die Kleinſtaaten den Bedingungen des neuern Staats— 

lebens ſchlechterdings nicht zu entſprechen vermöchten. 

Das klingt allerdings recht ſcheinbar; es kommt nur 

darauf an, wie man ſich die Zukunft denkt, ob näm— 

lich die obenerwähnte Tendenz ſelbſt noch fortwäh— 

rend zunehmen wird. Wir behaupten im Gegentheil, 

daß die überwiegende Bedeutung, welche ſeit 50 Jah— 

ren die durchaus aufs Große gehende politiſche Ent— 

wickelung genommen, jetzt ſchon ihren Kulminations— 

punkt erreicht hat, und in der Zukunft vor den mäch— 

tig hervorbrechenden ſozialen Fragen mehr in den 

Hintergrund treten wird. Dieſes zugegeben, folgt 

dann unmittelbar, wie dann gerade die Kleinſtaaten 

für die ſozialen Organiſationsfragen in vieler Hin— 

ſicht günſtig ſituirt ſind. Und wenn freilich dieſe 
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Fragen oft von allgemeinen Verhältniſſen abhängen, 

welche weit über die Grenzen der Kleinſtaaten und 

der Einzelſtaaten überhaupt hinausliegen, ſo tritt ja 

eben in dieſer Beziehung die Föderation hinzu. 

Geht man endlich an die Rechtsfrage, ſo 

bedarf es keiner Worte, daß man in einer Zeit, wo 

ohnehin über die Schwächung des Rechtsſinnes geklagt 

wird, ſich vor neuen Gewaltſtreichen hüten muß. 

Am meiſten wäre das zu bedenken, wenn man das 

monarchiſche Prinzip aufrecht erhalten will, welches 

in Deutſchland gerade durch die Vielheit der Dyna— 

ſtieen feine ſtärkſte Begründung findet. In Deutſch— 

land nämlich bilden die Fürſten einen Stand, und 

hat eben deshalb das Fürſtenthum einen ganz an— 

dern Halt und eine ganz andere Bedeutung bei 
uns, als in den übrigen Monarchieen Europa's, wo 

der Regent nur als eine einſame Spitze erſcheint, 

deren Erhaltung ganz andere Mittel erfordert als in 

Deutſchland. Haben die deutſchen Fürſten dies ver— 

kannt, und ſich in der Nachahmung eines Ludwig XIV. 

gefallen, ſo mögen ſie es jetzt büßen, daß ſie dadurch 
die Wurzeln ihrer eigenen Exiſtenz untergraben. 

Mögen ſie davon zurückkommen. Andererſeits aber 

ſoll man ſich hüten, die ohnehin ſchon ſehr angegrif— 

fenen Wurzeln der deutſchen Monarchieen noch mehr 

zu entkräften, indem man ihnen denjenigen Halt 

nimmt, welchen ſie, wie geſagt, darin finden, daß die 
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Fürſten in Deutſchland einen Stand bilden. Was 

ſchadet's, daß darunter auch ſehr kleine Potentaten 

erſcheinen? Es ſchadet insbeſondere der Nation 

nichts, da vielmehr zu erwarten ſteht, daß gerade 

dieſe kleinen Potentaten ſich am erſten getrieben füh— 

len werden, ihre geringe materielle Macht durch ihre 

perſönlichen Vorzüge zu heben, und damit wieder 

den größeren zum Sporn dienen. Indem ſo die 

kleinſten Potentaten den größten ebenbürtig und dem 

Weſen nach gleich gelten, offenbart ſich darin ein 

gewiſſer idealiſtiſcher Zug des deutſchen Weſens: 

nämlich, daß die bloße Maſſe an und für ſich nichts 

gelten folf, und Jeder groß fein kann, wenn er nur 

Etwas aus ſich zu machen verſteht. Wollte denn 

Gott, die Fürſten wüßten etwas Rechtes aus ſich zu 

machen, ſo wird ihnen in Zukunft Niemand ihre 

Eriſtenz beſtreiten. 

So viel ſei über die Erhaltung der Kleinſtaaten 

geſagt. 

Sollten demnach nicht etwa radikale Verände— 

rungen eintreten, die man nicht im Voraus berechnen 

kann, und die man niemals provoziren darf, ſo er— 

giebt ſich aus dem Bisherigen, wie die gegenwärtige 

Vielſtaaterei den Umſtänden nach immer noch als 

das Beſte für Deutſchland angeſehen werden muß, 

indem ſich durch fernere Mediatiſirungen der Zuſtand 

des Ganzen nur verſchlechtern könnte. Wird alſo 
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die Exiſtenz der Partikularſtaaten als Baſis ange- 

nommen, ſo folgt dann unmittelbar, daß eine poli— 

tiſche Einheit nur in föderativen Formen zu errei— 

chen ſteht. 

Welcher Art dieſe Formen ſeien, ſoll in einem 

beſondern Kapitel beſprochen werden. Hier aber wollen 

wir noch darauf aufmerkſam machen, wie die deutſche 

Einheit außer durch vpolitiſche Einheitsinſtitutionen 

noch durch eine Menge anderer Verbindungen erhal— 

ten wird, die zuſammengenommen einen großen To— 

taleffeet ausüben, wodurch die Mangelhaftigkeit der 

politiſchen Bande ergänzt wird. 

So hat unſere geiſtige Entwicklung immer viel— 

fache Vereinigungspunkte gefunden, in den Akade— 

mieen und Univerſitäten, wie in den gelehrten Ver⸗ 

einen und Verſammlungen, dazu in dem deutſchen 

Buchhandel, deſſen Organiſation in der ganzen Welt 

nicht ihres Gleichen findet. 

Der deutſche Handelsſtand concentrirt feine Ver— 

bindungen durch die Meſſen, unter welchen die leip⸗ 

ziger Meſſe noch bis dieſen Tag eine europäiſche Be— 

deutung einnimmt. 

Der deutſche Handwerker wandert, und iſt überall 

zu Hauſe, ſoweit die deutſche Zunge klingt. Ein 

wichtiges Band der deutſchen Einheit, welches man 

ſich hüten ſollte, durch Auflöſung der gewerblichen 

Genoſſenſchaften ſo wie durch Beſeitigung der alten 



Handwerksgebräuche, die zwar an und für ſich kei— 

nen Werth haben, aber dem Handwerker zur Parole 

dienen, zu ſchwächen. 

In neueſter Zeit ſind Banken, Aktien- und Ver— 

ſicherungsgeſellſchaften entſtanden, die ihre Wirkſam— 

keit über ganz Deutſchland verbreiten. Dazu techniſche 

Vereine und Verſammlungen, die ſich einerſeits an 

die materiellen Unternehmungen anſchließen, anderer— 

ſeits mit den gelehrten Verbindungen korreſpondiren. 

Die Einheit im Handelsweſen, worüber noch be— 

ſonders zu ſprechen ſein wird, gewährt eine materielle 

Grundlage, woraus ſelbſt wiederum viele neue Ein— 

heitsbande erwachſen werden. 

Endlich könnte auch als ein Vereinigungspunkt 

für die feinere Geſelligkeit das Badeleben angeführt 

werden, welches ſich in Deutſchland ſehr reich entfal— 

tet, und aus ganz Europa Fremde herbeilockt. Es 

erſetzt gewiſſermaßen diejenige Concentration der Ge— 

ſelligkeit, welche in den großen centraliſirten Reichen 

die Hauptſtadt bewirkt. 

Wenn man jetzt ſchließlich erwägt, wie ſich auf 

dem Boden der gemeinſamen Nationalität, und in 

Folge einer langen gemeinſamen Geſchichte eine Fülle 

zarter aber mächtiger Verbindungen geſchloſſen, die 

ſich durch den ganzen Nationalkörper mit tauſend Fa— 

ſern verflechten, ſo wird man ſchwerlich meinen, daß 

durch ein radikales Aufwühlen aller beſtehenden Zu— 



ſtände eine gediegenere Einheit zu erreichen ſei; da 

vielmehr zu befürchten ſteht, daß alle dieſe zarten 

Bande darüber zerreißen, auch was ſich ſonſt friedlich 

geſtaltet hat, durch die allgemeine Wildheit, die unver— 

meidlich hervortritt, wo man alle Schleuſen der Lei— 

denſchaft öffnet, in Verwirrung gerathen möchte, und 

ſolcherweiſe alles zu einer wüſten Maſſe würde, die 

nur durch mechaniſche Zwangsmittel zuſammengehal— 

ten werden könnte. Oder liegen nicht Erfahrungen 

darüber vor? Frankreich galt uns bisher als das 

Bild der vollendetſten Nationaleinheit, wozu es eben 

durch ſeine Revolution gelangt ſein ſollte. Nun 

wohlan, jetzt ſehen wir dieſes Frankreich von Par— 

teien zerriſſen, und obwohl es äußerlich als ein Gan— 

zes erſcheint, doch innerlich immer mehr zerbröckelnd, 

weil alle jene lebendigen Bande, durch welche eine 

Nation im Laufe der Jahrhunderte zuſammenwächſt, 

durch die Gewalt der Erſchütterungen zerriſſen wurden. 

Oder iſt etwa die Einheit des Nationalgeiſtes erreicht, 

wo doch dieſer Geiſt nur durch Meinungen und Be— 

griffe bewegt wird, die wie das Wetter wechſeln? 

Nein, nein, das iſt nicht der Weg! ſollen wir einig 

werden, ſo muß es von innen kommen. 
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V. Vom deutſchen Bunde. 

Die Stiftung des deutſchen Bundes wird man 

immer für ein großes Werk der Staatskunſt anſehen 

müſſen, wenn man nur die Schwierigkeit der Um— 

ſtände erwägt, unter denen dieſes Werk errichtet worden. 

War doch Deutſchland ſeit Jahrhunderten in ſich 

entzweit, in den letzten Zeiten nach Auflöſung aller 

Reichsbande gar in zwei Hälften auseinander ge— 

fallen, die ſich noch vor Kurzem mit dem Schwert 

gegenüberſtanden. Und das war geſchehen im Zu— 

ſammenhang mit jenen ungeheuren Bewegungen, durch 

welche der Beſtand aller europäiſchen Staaten er— 

ſchüttert, manche ganz über den Haufen geworfen 

waren. Jetzt ſollten dieſe Staaten wieder aufgerich— 

tet, und durch Begründung eines neuen Deutſchlands 

für das geſammte curopäiſche Staatenſyſtem der 

Schlußſtein gewonnen werden. Denn, ob mächtig 

oder ohnmächtig, immerhin bildet Deutſchland den 

Kern des Continents, und innerhalb Deutſchlands 

Gränzen ſind die großen Völkerſchlachten geſchlagen 

wie die großen Völkercongreſſe gehalten worden. 

Was nun die Conſtituirung des neuen Deutſch— 

lands anbetraf, ſo boten ſich zwei Punkte der Erwä— 

gung dar: 

1) nämlich, daß die deutſchen Länder durch ihre 

Bedürfniſſe und Intereſſen wie durch ihre ge— 
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ſchichtlichen Traditionen aufeinander angewie— 

ſen ſeien, auch das Bewußtſein ihrer Einheit 

in der Nation nie erloſchen, als welche die 

Zerreißung des Reiches doch immer als einen 

Gewaltſtreich und ein bloßes Interimiſtikum 

angeſehen hatte; 

2) aber, daß gleichwohl die deutſchen Staaten der— 

malen thatſächlich ganz unabhängig erſchienen, 

und ſomit ein neues Band nur durch frei— 

willige Vereinigung im Wege des Vertrags 

begründet werden konnte. 
Der Kongreß löſte dieſe Schwierigkeit, indem 

er die Aufgabe in folgendem Grundgedanken konzen— 

trirte: 

„Die ſouverainen Fürſten und die freien Städte 

Deutſchlands vereinigen ſich zu einem beſtän— 

digen Bunde.“ 

Worte, ſowohl in dem was ſie ausdrücken als was 

ſie verſchweigen, von der tiefſten Weisheit. 

Um ſich davon zu überzeugen, mag man ſich 

nur die entſetzlichen Verwirrungen vor Augen hal— 

ten, die uns neuerdings an den Rand des Bürger— 

kriegs führten, und welche nur durch eine einfache 

Abweichung von jenem Terte hervorgerufen wurden, 

nämlich durch das verhängnißvolle Wort, daß Deutſch— 

land ein „Bundesſtaat“ werden ſollte. 

Was heißt das, ein Bundes ſtaat? Jeden⸗ 



falls ein Körper mit einer dominirenden Centralge— 

walt, welche die Souveränität der Glieder dem Prin— 

zip nach einſchränkt, und damit eine Bahn von unbe— 

rechenbaren Conſequenzen eröffnet. Das hieß die 

Brandfackel in den deutſchen Bundeskörper werfen, 

und alsbald ſah man die deutſchen Staaten ſich zur 

gegenſeitigen Vertheidigung rüſten, anſtatt daß es zu 

einer engern Vereinigung gekommen wäre. 

Ganz anders verfuhr der Congreß, indem er 

das Prinzip der Partikularſouveränitäten nicht an— 

taſtete, ſondern nur die Ausübung der Souverä— 

nität denjenigen Beſchränkungen unterwarf, welche 

durch praktiſche Rückſichten geboten ſein möchten. 

Man ſieht wohl, daß man in dieſer Weiſe ſehr weit 

kommen kann, ohne doch die Partikularſouveränitäten 

zu irritiren. Dies war ein politiſches Benehmen, 

welches ſich in der Wahl ſeiner Mittel weiſe beſchränkt, 

um die Sache zu erreichen, jenes aber ein tappiger 

Doctrinärismus, der die Sache der Form aufopfert. 

Darum hat der Kongreß andererſeits auch nicht 

von einem „Staatenbund“ geſprochen, welcher als 

ein bloß völkerrechtlicher Verein gelten könnte, ſon— 

dern er ſagt einfach: „deutſcher Bund.“ Und in 

der That, ein Bund, der die Partikularſouveränitä— 

ten in ihrer Ausübung ſehr weſentlich beſchränkt, und 

dabei unauflösbar geſchloſſen iſt, bedeutet mehr als 

ein bloß völkerrechtlicher Verein. Das Wort war 
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demnach jo glücklich gewählt, als man es nur wün— 

ſchen kann; es drückt das Weſen aus, entſpricht den 

Umſtänden und erhält die Zukunft offen. Möge es 

daher beim deutſchen Bunde verbleiben! 

Um ferner über den wahren Werth dieſer Stif— 

tung richtig zu urtheilen, muß man nur keinen idea— 

len Maßſtab anlegen, ſondern die deutſchen Zuſtände 

unter ſich ſelbſt vergleichen; wodurch ſich alsbald 

herausſtellen wird, daß wir doch in den letzten drei— 

ßig Jahren mehr Fortſchritte in der Einigung ge— 

macht haben, als in den letzten Jahrhunderten in 

der Uneinigkeit, und daß wir durch die Bundesver- 

faſſung doch wenigſtens vor inneren Kriegen bewahrt 

wurden, welches kaum in unſern glorreichſten Kaiſer— 

zeiten gelingen mochte. Unterſcheide man aber wohl 

zwiſchen dem Grundgedanken des Bundes und der 

weitern Entwicklung dieſes Gedankens, die freilich 

höchſt mangelhaft war; unterſcheide man ferner zwi— 

ſchen der Bundesverfaſſung und dem Bundes— 

organe, welches nur einen Zweig dieſer Verfaſſung 

bildet; und unterſcheide man drittens zwiſchen dem 

Bundesorgane und den von ihm beliebten Maßre— 
regeln, die nicht gerade nothwendig aus der beſte— 

henden Organiſation folgten. Hiernach wird man 

erkennen, wie die vielfachen Uebel, über welche in 

Deutſchland mit Recht geklagt worden, eines Theils 

allerdings aus gewiſſen mangelhaften Beſtimmungen 
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der Bundesverfaſſung, andern Theils aber aus der 

mangelhaften Ausführung dieſer Verfaſſung hervor— 

gingen, und weniger den Inſtitutionen als den Men— 

ſchen zur Laſt fallen. 

Die Schwierigkeit der Umſtände, unter welchen 

der Bund urſprünglich errichtet wurde, veranlaßte 

nämlich nicht nur die mangelhafte Einrichtung der 

Bundesorgane, ſondern rief gleichzeitig auch die ver— 

hängnißvolle Beſtimmung des Artikels 7. der Bun— 
desakte hervor, daß nämlich organiſche Veränderun— 

gen oder neue organiſche Einrichtungen nur durch 

Einſtimmigkeit zu bewirken ſind; wodurch ſelbſtredend 

jede Weiterbildung der Bundesverfaſſung auf faſt 

unüberwindliche Schwierigkeiten ſtoßen mußte. 

Dies iſt der Punkt, an dem man auch gegen— 
wärtig zu laboriren ſcheint. Denn ſoll dieſe Beſtim— 

mung fallen, ſo iſt das ſelbſt eine organiſche Verän— 

derung, die nur durch Einſtimmigkeit zu erreichen ſteht. 

So dreht man ſich im Zirkel herum. Dazu kommt 

in Betracht, daß wenn der Grundſatz der Einſtim— 

migkeit beſeitigt wird, d. h. wenn in Zukunft die 

Majorität zwingende Beſchlüſſe zu faſſen berechtigt 

ſein ſoll, gleichzeitig eine Veränderung der Stimm— 

verhältniſſe der Bundesglieder eintreten muß. Nach 

der bisherigen Anordnung haben nämlich in der en— 

geren wie in der weiteren Bundesverſammlung die 

kleineren Staaten Deutſchlands zuſammengenommen 
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die Majorität der Stimmen, würden alſo in Zukunft 

durch ihre Majoritätsbeſchlüſſe in Deutſchland domi— 

niren können; was doch in der Praxis ad absurdum 

führen müßte. Will man aber die kleinern Staaten 

bewegen, den Grundſatz der Einſtimmigkeit, welcher 

ihnen gerade am günſtigſten iſt, aufzugeben, während 

man ihnen gleichzeitig eine Schmälerung ihres bis— 

herigen Stimmrechts in Ausſicht ſtellt, fo iſt zu be— 

fürchten, daß ſie um ſo weniger darauf eingehen 

möchten. 

Das iſt eine Sache ſo ſchwierig als widerwär— 

tig, deren Bearbeitung wir herzlich gern den Herrn 

Diplomaten überlaſſen wollen. Wir unfrerfeits ſtel— 

len uns die Frage, in wie fern die Bundesverfaſſung 

zu verbeſſern wäre, wenn die Beſtimmungen der 

Bundesacte im Weſentlichen aufrecht erhalten blieben, 

indem wir unſer Augenmerk weniger auf Verände— 

rungen als vielmehr auf Hinzufügung neuer Inſtitu— 

tionen richten, welche dann von ſelbſt eine Rückwirkung 

auf die beibehaltenen Grundlagen ausüben werden. 

Wir reden demnach: 

1) vom Bundes vorſtand. 

Bisher nämlich gab es bekanntlich nur eine 

Bundes verſammlung, ein Collegium von Ge— 

ſandten, welches ſeiner Natur nach durchaus unfähig 

iſt, die Funktion einer exekutiven Behörde auszu— 
5 
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üben. Der Bund als ſolcher konnte daher überhaupt 

kaum irgend etwas verrichten, da vielmehr Alles, was 

etwa beſchloſſen war, nur durch die Partikularſtaaten 

zur Ausführung gelangte; wobei es nicht einmal ein 

geeignetes Organ gab, um auch nur die Ausführung 

des Beſchloſſenen zu controlliren. Gleichwohl giebt 

es doch offenbar eine Menge Dinge, die nur gehörig 

ausgeführt werden können, wenn ſie von Bundes— 

wegen ſelbſt geſchehen. 

Dazu bedarf es alſo eines Organs, welches im 

eigentlichen Sinne des Wortes als eine Executiv— 

gewalt erſcheint, nicht als eine Oberregierung 

über Deutſchland, da ſie ja nur ausführen wird, was 

die conföderirten Staaten beſchloſſen haben. Außer— 

dem wird dieſe Behörde die Leitung der Verhand— 

lungen übernehmen, und in dieſem Sinne ein Direc— 

torium bilden. Wir nennen es Bundes vorſtand, 

um uns ſtreng in der Idee und in der Sprache des 

Bundes zu halten. 

Nur durch einen Bundesvorſtand kann ferner 

der Bund ſelbſt eine plaſtiſche in die Augen fallende 

Geſtalt annehmen. Die deutſche Einheit wird da— 

durch etwas Faßbares, woran ſich der Wille halten 

und das Geſühl befriedigen kann; die Nation ge— 

winnt eine objective Anſchauung ihrer Exiſtenz, wie 

ſie ihr bisher nicht gewährt wurde. Oder was ſollte 

man denn ſagen, wenn der Deutſche fragte: wo er— 
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ſcheint das Centrum deutſcher Einheit? Ja, man mußte 

auf ein Zimmer in einem dunklen Hauſe in der Eſchen⸗ 

heimer Gaſſe zeigen, wo hinter verſchloſſenen Thüren 

eine Diplomatenverſammlung tagte, und von wo aus 

die Ordonnanzen über Deutſchland ergingen, den Ur— 
theilen eines Vehmgerichts vergleichbar. Gewiß, der 

alte Bundestag hat genug gethan, um ſich verhaßt 

zu machen, was ihm aber vielleicht am meiſten ge— 

ſchadet, das war doch feine Efelhaftigfeit. 

Dieſer Gedanke giebt uns zugleich eine Andeu— 

tung, in welcher Form der Bundesvorſtand erſcheinen 

müſſe. Wir ſagen alſo, er muß aus Fürſten beſte— 

hen; was außerdem auch durch die Rückſicht auf das 

monarchiſche Prinzip in Deutſchland geboten wird, 

da es ſich doch ſelbſt widerſpricht, daß Regenten un— 

ter der Kontrolle eines Diplomatenkongreſſes ſtehen 

ſollen. 

Nun ergiebt ſich aus dem bisherigen hinlänglich, 

ſcheint auch ganz von ſelbſt klar und allgemein ans 

genommen zu ſein, daß Preußen und Oeſterreich beide 

perſönlich durch einen Prinzen ihres Hauſes in dem 

Vorſtand vertreten ſein müſſen. Wir verlangen dazu 

noch ein drittes Glied, und fahren ſomit fort, die 

Idee des Dualismus zu bekämpfen. 

Es iſt nämlich geſagt worden, daß die Executive 

auf einer wirklichen Macht ruhen müſſe, die ſich doch 

nurb ei Preußen und Oeſterreich finde, welche daher 
5* 
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allein den Vorſtand zu bilden hätten. Man will 

darauf um ſo mehr beſtehen, je mehr man die Er— 

haltung der Ordnung in Deutſchland in Zukunft 

durch äußere Machtmittel zu ſichern gedenkt, — eine 

Anſicht, die, beiläufig geſagt, ſich ſchließlich ſehr we— 

nig bewähren möchte. Ferner wird dann geſagt, die 

Mittelſtaaten und noch mehr die kleinen Staaten ſeien 

der eigentliche Herd der Revolution, wogegen man 

ſich eben durch eine ſtarke, aus den beiden Groß— 

mächten beſtehende Executivgewalt zu ſchützen habe. 

Wir nennen das eine einfache Unwahrheit, in— 

dem wir glauben, daß die Großſtaaten nicht um ein 

Gran weniger Revolutionsſtoff in ſich enthalten als 

die andern, und verweiſen dabei nur auf die That— 

ſachen. Oder hat nicht Preußen durch die Revolu— 

tion faft feine ganze ehemalige Verfaſſung verloren, 

während Oeſterreich ſogar nur durch fremde Hülfe 

die Integrität ſeines Gebietes aufrecht erhielt, da hin— 

gegen manche andere Staaten viel weniger durch die 

Revolution erſchüttert wurden, und unter den Mittel— 

ſtaaten Hannover ſogar von allen gewaltſamen Auf— 

tritten frei geblieben iſt? Ueberhaupt meinen wir, 

ſei es endlich an der Zeit, daß das gegenſeitige fich. 

Anklagen und Verklatſchen unter den deutſchen Staa— 

ten aufhört, wenn nicht alles Gerede von deutſcher 

Einheit, das ſich ſeit Jahr und Tag wie ein Waſſer— 

ſtrom ergoſſen, für pure Heuchelei gelten ſoll. 
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Gleichzeitig wiederholen wir und ſagen es ins— 

beſondere gewiſſen Ultrapreußen, welchen ihr Ultrais— 

mus ſo ſehr die Sinne benebelt, daß ſie, indem ſie 

die Unionspolitik bekämpfen, nicht merken, wie ſie 

ihrerſeits doch nur daſſelbe unter andern Formen er— 

ſtreben, nämlich den Dualismus, — wir ſagen ihnen, 

daß ſich Preußen um ſein Selbſtwillen aller Verſuche 

zu enthalten habe, durch Bevormundung der übrigen 

deutſchen Staaten ſich eine Machtſtellung zu ſchaffen, 

ſich vielmehr in die deutſchen Angelegenheiten ſo we— 

nig als möglich miſchen ſoll, da es im eigenen Hauſe 

genug zu thun giebt. Desgleichen ſagen wir auch 

gewiſſen deutſchen Patrioten, daß ſie ſich definitiv des 

Gedankens zu entſchlagen haben, durch Preußen ein 

neues Deutſchland begründen zu wollen, da ſolche 

Projekte letztlich immer ſcheitern müſſen, indem man 

hinterher in Preußen einſehen wird, daß man dabei 

ſein eigenes Weſen verliere. Mag man ſich nur im 

übrigen Deutſchland zuſammennehmen, ſo hat man 

Mittel genug, etwas zu ſein, und wo nur etwas 

Tüchtiges geſchieht, ſo kommt es immer dem Ge— 

ſammtvaterlande zu gut. 

Kehren wir jetzt nach dieſer Digreſſion zur Sache 

zurück, und erinnern uns an die frühere Charafteriftif 

der Mittelſtaaten, ſo iſt einleuchtend, daß eben ſie es 

ſind, die an der Executivgewalt Theil nehmen müſſen. 

Ich meine, ſie werden das thun, indem ſie aus ihrer 



Mitte ein Glied dazu als ihren Mandatarius er— 

wählen. Es wäre dies eine Art von Kurwürde, 

nach föderativen Formen umgewandelt. 

Als Mittelſtaaten haben wir Baiern, Würtemberg, 

Baden, Sachſen, Heſſen (beide zuſammen genommen), 

Hannover (mit Braunſchweig) und Mecklenburg 

charakteriſirt, weil es uns ſchien, daß ſich in allen 

dieſen Staaten noch eine deutliche Stammindividualität 

ausdrückt. Wir wiſſen wohl, das dies beſtreitbar iſt, 

wie vieles Andere auch, aber doch im Ganzen nicht 

zu leugnen. Dieſe Staaten ſind den Machtverhält— 

niſſen nach ſehr verſchieden, wie es die ehemaligen 

Kurfürſtenthümer auch waren. Das ſchadet alſo nicht, 

da die plumpe Auffaſſung nach bloßen Machtver— 

hältniſſen zu rechnen überhaupt nicht zur Geltung 

kommen ſoll, und ſelbſt nicht kann, wenn man es 

auch wollte. Die Machtverhältniſſe werden ſich dennoch 

thatſächlich geltend machen, und braucht eben deshalb 

nichts grundſätzlich darüber feſtgeſtellt zu werden. 

Ihrer örtlichen Lage nach ſind dieſe Staaten ſo 

günſtig wie möglich vertheilt, nämlich drei im ſüd— 

lichen Deutſchland, drei im nördlichen, einer in der 

Mitte. Dieſe Staaten werden alſo ihre Vollmacht 

an Einen von ihnen delegiren, den ſie mit den er— 

forderlichen Machtmitteln ausſtatten, und ſo ein Mit— 

glied in den Bundesvorſtand ſtellen. 

Die Kleinſtaaten, die, wie wir meinen, von den 
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Mittelſtaaten allerdings ſpezifiſch verſchieden find, 

können an der Bildung der Exeeutivgewalt keinen 

Antheil nehmen. Sie haben auch gar keine Urſache 

darnach zu ſtreben, da ſie die Garantie ihrer Exiſtenz 

doch nicht in ihrer Macht, ſondern nur in dem 

allgemeinen Rechtszuſtande, und in dem individuellen 

Leben, das ſie in ſich ſelbſt entwickeln, zu ſuchen 

haben. Auch iſt es ja ehemals ſtets ſo geweſen, 

daß die Reichsſtände ſich nach Rang und Befugniſſen 

grundſätzlich unterſchieden, obwohl ſie dem Weſen 

nach gleich galten. 

Soviel vom Bundesvorſtand. 

2) Vom Bundesrath. 

Darunter verſtehen wir die bisher ſogenannte 

Bundesverſammlung, welche beſchließt, was der Vor— 

ſtand auszuführen hat. 

3) Vom Bundestag. 

Darunter verſtehen wir eine allererſt zu bildende 

Verſammlung aus Deputationen der Partikularſtände 

zuſammengeſetzt, welche in Zukunft zu allen neuen 

organiſchen Bundeseinrichtungen und allgemeinen 

Geſetzen ihre Zuſtimmung zu geben, auch das Recht 

der Petition und Beſchwerde haben wird. Sie iſt 

vorkommenden Falls von dem Bundesvorſtand zu 

berufen, und verhandelt dann öffentlich über die 
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Bundesangelegenheiten als ein eigentlich ſo zu 

nennender Bundestag, während der früher ſoge— 

nannte Bundestag wohl eher die Bundesnacht 

genannt zu werden verdiente. 

Wir ſprechen jetzt von der Nothwendigkeit dieſes 

Inſtituts, und finden dieſe ſchon ſtaatsrechtlich be— 

gründet, wenn überhaupt in Zukunft von Bundes— 

wegen irgend etwas erhebliches geſchehen ſoll, wodurch 

man doch unvermeidlich zu Fragen getrieben wird, 

deren Entſcheidung in den Partikularſtaaten jetzt 

verfaſſungsmäßig der Zuſtimmung der Partikular— 

ſtände bedarf. Welche Entwicklung nun auch die 

Partikularverfaſſungen nehmen mögen, jedenfalls wird 

es Stände geben oder meinetwegen Kammern, wenn 

das etwa vornehmer klingt, welche einen legitimen 

Faktor des Staatsleben bilden, und Gehör zu ver— 

langen berechtigt ſind. Wir gedenken damit keinen 

deutſchen Parlamentsſtaat zu begründen, ſondern 

wünſchen, daß es beim Bunde verbleibe, der durch 

den Zuſammentritt ſeiner Glieder gebildet wird, 

welche Glieder aber nicht aus bloßen Regierungen 
beſtehen ſondern aus Staaten, worin die Regierungen 

an die Zuſtimmung ihrer Stände gebunden ſind, 

und eben deswegen auch in Bundesangelegenheiten 

nicht für ſich allein zu entſcheiden haben können. 

Für dieſe Nothwendigkeit ſpricht ſelbſt die Er— 

fahrung der letzten dreißig Jahre. Weiß man doch, 
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welche widerwärtigen Conflicte früher dadurch ent- 

ſtanden, wenn Bundesbeſchlüſſe in die Rechte der 

partikularen Kammern eingriffen; ganz abgeſehen 

von der an und für ſich mißliebigen polizeilichen 

Tendenz ſolcher Beſchlüſſe. Gleichwohl konnte der 

Zuſtand immer noch haltbar erſcheinen, ſo lange der 

Bundesverſammlung nur die Kammern der Mittel— 

ſtaaten entgegenſtanden, nachdem aber auch Preußen 

ſeine Kammern hat, wird der Bund in Zukunft 

überhaupt gar nichts durchſetzen können, wenn er 

nicht mit den Kammern in Communikation tritt. 

Will man auf geſchichtliche Analogien zurück— 

gehen, ſo wurden freilich die ehemaligen Reichstage 

des heiligen römiſchen Reiches nur von den Regie— 

rungen beſchickt. Allein damals hatten dieſe Regie— 

rungen einen Herrn an dem Kaiſer, und wenn dieſe 

kaiſerliche Herrlichkeit allmälig zu einem bloßen Schat— 

ten herabſank, ohne daß gleichwohl die Verfaſſung 

des Reichstages ſich weſentlich änderte, ſo ging es 

dann auch ſchlecht genug in Deutſchland. 

Wir ſprechen nicht von einer Volksvertretung 
beim Bunde, weil dieſes Wort gefährliche Konſe— 

quenzen involvirt. Einmal, inſofern es Nationa— 

litätstheorien anregen kann, während doch der 

deutſche Bund ſtaatsrechtlich keinen Nationalkörper 

bildet, da er ja auch einige ſlawiſche Länder in ſich 

ſchließt, und wenn gleichwohl doch das Deutſchthum 



ihm feine reelle Bedeutung giebt, dies eine That— 

fache ift, die man nicht in ein Prinzip verwandeln 

muß, ſollen nicht die gefährlichſten Reibungen herauf— 

beſchworen werden. Sodann weil das Wort „Volks— 

vertretung“ in unſerm theoretiſirenden Zeitalter 

auch leicht die Idee der Volksſouveränität her— 

vorruft. Wir ſagen demnach „Bundestag“ nach 

der Analogie von „Landtag.“ 

Solcher Bundestag iſt ferner praktiſch nothwen— 

dig, als ein Ausgleichungsmittel, in welchem ſich die 

Schroffheiten des Partikularismus auflöſen. Ferner 

um den geſammten Nationalintereſſen einen Ausdruck 

zu geben. Von einer Diplomatenverſammlung, und 

wenn man auch die geſcheiteſten Leute dazu erwählt, 

ſteht dies niemals zu erwarten; vielmehr müßte 

man befürchten, daß ſolche Verſammlung alsbald 

wieder in ein reines Polizeiregiment geriethe, um durch 

polizeiliche militäriſche Repreſſivmaßregeln, wie man 

zu ſagen beliebt, die Ruhe und Ordnung aufrecht 

zu erhalten. Je mehr man dann reprimirt und con— 

primirt, um ſo mehr ſteigt die Erbitterung der Na— 

tion, man bedarf immer ſtärkerer Bände, bis am 

Ende das Faß dennoch platzt. Darauf ſich einzu— 

laſſen, wollen wir Preußen warnen, und vielmehr noch 

die Mittelſtaaten warnen, die, wenn das Faß zum zwei— 

ten Male platzen ſollte, durch die Gewalt der Ausſtrö— 

mung wahrſcheinlich weggeſchwemmt werden möchten. 



Solcher Bundestag iſt ferner nothwendig als 

ein Organ der Fortentwicklung der Bundesverfaſſung, 

und er iſt endlich nothwendig, um dem Nationalleben 

ein Centrum zu geben. Oder wohin ſoll es denn 

kommen, wenn Alles, was ſich an höheren Ideen 

und ſchwungvollern Gefühlen in der Nation ent— 

wickeln mag, keinen ſichtbaren Punkt findet, an den 

es ſich anſchließen, keine Geſtaltung, auf der die 

Phantaſie ruhen möchte? Wohin anders, als daß 

der Nationalgeiſt hier erliſcht, oder dort ſich in ab— 

ſtrakte Schemen verliert, oder dort auf finſtere Ent— 

würfe der Gewalt brütet? Damit wollen wir nicht 

der deutſchen Gefühlsſeeligkeit und Ueberſchwenglich— 

keit das Wort reden, ſondern wir ſagen: Etwas 

Anderes iſt's, dem Gefühle Rechnung zu tragen, wie 

die Weisheit gebietet, ein Anderes aber, die Politik 

auf Gefühle baſiren zu wollen, welches zum Wahn— 

witz führt. 

Wir wiſſen desgleichen, wie wenig politiſche In— 

ſtitutionen vermögend ſind, die Nation zu heben, 

während ſie aber nichtsdeſtoweniger doch unentbehr— 

lich ſind. Und wenn es eine thörichte Hoffnung iſt, 

Deutſchland durch politiſche Formen groß machen zu 

wollen, um ſo thörichter, je weniger dieſe Formen zu 

den realen Verhältniſſen paſſen, und je mehr man 

ſich in den Schwindel der Paulskirche verliert, ſo 

ſagen wir, daß es nicht minder eine thörichte Hoff— 
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nung iſt, durch eine ſtarke Exekutivgewalt, die man 

ſich, wie es ſcheint, als Generalpolizeianſtalt denkt, 

den innerlichen Zerſetzungsprozeß, welcher die weſt— 

europäiſchen Völker ergriffen hat, dämpfen zu wollen; 

wie wir beides in einer beſondern Schrift nachzu— 

weiſen gedenken. Einſtweilen verwieſen wir auf das 

Beiſpiel Frankreichs, welches weder durch parlamen— 

tariſche Regierungsformen zur Größe gelangen, noch 

durch eine ſtarke Exekutivgewalt vor fortwährenden 

Revolutionen bewahrt werden konnte. 

Was nun die Bildung ſolches Bundestages an— 
betrifft, ſo wird man, wie bemerkt, auf die Partiku— 

larſtände zurückgehen müſſen, und dabei freilich auf 

manche Schwierigkeiten ſtoßen, die indeſſen nicht 

unüberwindlich ſein können, wenn man nur den rech— 

ten Willen dazu hat. Auch wäre zu überlegen, ob 

nicht außerdem den mediatiſirten Fürſten eine 

Anzahl von Stimmen zu geben ſei. Für die Na— 

tion wäre dies vortheilhaft, da eben dieſe Mediatiſir— 

ten, welche nach Artikel 14. der Bundesakte den Par— 

tikularſtaaten nicht perſönlich verpflichtet ſind, ge— 

wiſſermaßen als die einzigen Reichsbürger gelten 

können, und dabei durch die bedeutenden Hülfsmittel 

ihrer Stellung gar ſehr befähigt ſind, politiſche Na— 

tionalfragen mit Erfolg zu behandeln. Daß ſolche 

potenten Elemente bisher keine Veranlaſſung hatten, 

ſich mit allgemeinen Nationalfragen zu beſchäftigen, 



=, 

und fo auf ein müßiges Rentierleben angewieſen er— 

ſchienen, muß als ein Verluſt für die Nation ange— 

ſehen werden. 

So würde denn alſo die Bundesverfaſſung zur 

vollſtändigen Entwicklung ihrer Organe gelangen 

durch den Bundesvorſtand, den Bundesrath und den 

Bundestag, durch welche drei Elemente die Idee 

des deutſchen Bundes ihren vollen Ausdruck erhält. 

Ein klares Bild des Ganzen glauben wir hier— 

mit gegeben zu haben. Spezielle Vorſchläge zu ent— 

werfen, wäre nicht ohne ſehr weitläufige Unterſuchun— 

gen möglich, wenn ſie etwas mehr ſein ſollten als 

beliebige Behauptungen, und möchte ſogar für einen 

iſolirten Schriftſteller unpaſſend ſein, ſelbſt wenn wir 

die dazu erforderlichen Hülfsmittel beſäßen, die wir 

nicht beſitzen. 

VI. Vom deutſchen Zollverein. 

Es ſei dem geneigten Leſer vorweg zur Beru— 
higung geſagt, daß ich in dieſem Kapitel nicht be— 

abſichtige in die berühmte Streitfrage: „ob Schutz— 

zölle oder Freihandel?“ einzugehen, welche neuerdings 

wieder mit ebenſoviel Leidenſchaft als geringem Ver— 

ſtand auf die Bahn gebracht worden iſt, indem ich 

dafür halte, daß man derartige Schulfuchſereien weit 
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hinter ſich haben muß, wenn man an die Behandlung 

politiſcher Fragen geht. Nicht etwa, als ob es dazu 

keiner Prinzipien bedürfe, — im Gegentheil, gar ſehr, 

aber realer Prinzipien, die nicht aus irgend einer 

Theorie ſondern aus der Natur des fraglichen Ge— 

genſtandes entnommen ſind. Dieſer Gegenſtand iſt 

in unſerm Falle das deutſche Vaterland, und ſomit 

die Frage zu ſtellen: welche Handelspolitik demſelben 

entſpricht? 

Betrachten wir uns alſo das deutſche Vaterland. 

Es iſt im eminenten Sinne ein Continental— 

Land, nach Oſten wie nach Weſten in Continental— 

Länder verlaufend, während es im Süden nur mit 

einer ſchmalen Spitze die Adria berührt, und nur 

auf der Nordſeite von einem ſchon rauhen Meere be— 

grenzt iſt, deſſen Häfen durchſchnittlich vier Monat 

im Jahre zuwintern. Ein ſolches Land geſtattet nicht 

die Vielſeitigkeit und Beweglichkeit der Handelsbezie— 

hungen als das inſulare England, welches mit ſei— 

ner hafenreichen Küſte, mit ſeinen tief in das Land 

hineinreichenden Meeresbuchten und ſeeartigen Strö— 

men wie ein einziges großes Emporium erſcheint, 

das durch ſeine Flotten eine ununterbrochene Verbin— 

dung mit der ganzen Erde unterhält. Stockt da der 

Abſatz an einem Punkte, ſo findet man ihn an hun— 

dert andern Punkten. Und da die engliſchen Produktions— 

verhältniſſe alle ins Großartige gehen, und ſchließlich 



dort alles auf eine Combination von Maſchinen und 

Capitalien hinausläuft, wodurch die Menſchenarbeit 

auf bloß mechaniſche Handgriffe reducirt wird; da 

ferner die Agriculturarbeiten wegen des milden Win— 

ters in England faſt zu keiner Zeit ruhen, ſo iſt ein 

viel ſchnelleres Uebergehen der Menſchen aus einem 

Productionszweige in den andern möglich; obwohl 

das daraus entſtehende ſociale Unglück groß genug iſt. 

Deutſchland, ſagen wir alſo, muß auf eine ge— 

wiſſe Stetigkeit ſeiner Handelsbeziehungen Bedacht 

nehmen. Man ſieht demnach, was es mit der frei— 

händleriſchen Behauptung auf ſich habe, daß man 

nur immer kaufen ſolle, wo es am billigſten iſt. 

Als ob nicht die Stetigkeit des Geſchäftsbetriebs und 

die dadurch bedingte Sicherheit der Exiſtenzen einen 

viel höhern Werth hätte, als der momentane Profit? 

Solche Stetigkeit der Handelsbeziehungen, durch 

welche die Stetigkeit der Produktionsverhältniſſe be— 

dingt wird, kann durch Handelsverträge befördert wer— 

den, welche uns immerhin in der Wahl der Bezie— 

hungsquellen beſchränken mögen, wenn fie uns dafür 

nur Abſatzwege garantiren. Schon um ſolche Han— 

delsverträge ſchließen zu können, dürfen wir die Zölle 

noch nicht aufgeben, da wir mit ihnen das Negocia— 

tionsmittel verlören. 

Da ferner durch die engliſchen Produktions- und 

Handelsverhältniſſe eine oft rapide Preisverringerung 
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der engliſchen Manufakte bedingt ift, fo kann dies 

auf dem Continent ſehr erſchütternde Rückwirkungen 

ausüben, wie auch oft genug geſchehen, wenn dieſe 

Schwankungen nicht durch Zölle gemildert werden. 

Die Zölle nämlich bewirken ja keinesweges eine Ver— 

theurung der inländiſchen Manufakte, welche dem 

Geſammtbetrag des Zolles gleich käme, ſondern es 

bleibt dazwiſchen immer eine erhebliche Differenz, 

welche als ein Sicherungsmittel anzuſehen iſt gegen 

ein plötzliches Ueberfluthen des Marktes mit engli— 

ſchen Waaren. 

Am meiſten muß ein Land wie Deutſchland da— 

hin ſtreben, ſich ſein natürliches Handelsgebiet zu 

eröffnen, eben deshalb, weil es durch ſeine natürliche 

Lage in ſeiner Communication mit der Welt ſehr 

beſchränkt, und folglich die Erweiterung des innern 

Verkehrs um ſo wichtiger iſt, auch alle diejenigen 

Geſchäfte, welche innerhalb des natürlichen Handels— 

gebietes ſtattfinden, den Vorzug einer größern Ste, 

tigkeit haben. Bis jetzt iſt unſer natürliches Handels— 

gebiet noch durch zwei Hauptzolllinien getrennt, deren 

Beſeitigung in Zukunft mit allen 1 zu er⸗ 

ſtreben iſt. 

Wichtig wird die ene des jetzigen Zoll— 

vereins mit den Nordſeeſtaaten ſein; noch viel wich— 

tiger die Vereinigung mit der öſterreichiſchen Mo— 

narchie. Denn Oeſterreich wird uns die Donauländer 
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und Italien erſchließen, und durch das Gewicht feines 

politiſchen Einfluſſes im Orient den deutſchen Handel 

daſelbſt außerordentlich unterſtützen können, während 

es jetzt noch in dieſer Beziehung als ein Rival des 

übrigen Deutſchlands erſcheint. Wie albern, wenn 

man ſagen will, die öſterreichiſchen Völker ſeien noch 

zu roh, um für uns als beachtungswerthe Conſu— 

menten zu gelten, während doch die öſterreichiſchen 

Länder noch einen unendlichen Naturreichthum ent— 

halten, deſſen Entwickelung nur des Impulſes bedarf, 

worauf dieſe Länder mit der Steigerung ihrer Pro— 

duktion bald außerordentlich conſumtionsfähig erſchei— 

nen werden. 

Daß unſere norddeutſchen Seeſtädte wenig darauf 

reflectiren, finden wir erklärbar, da ſie überhaupt nur 

den Freihandel im Kopf haben, und über die Be— 

läſtigung des Handels durch das Zollweſen nicht ge— 

nug klagen können. Wir ſagen, daß dies ſehr geringe 

Beachtung verdient, wo es auf große Nationalfragen 

ankommt. 

Es hat ſich aber durch den Einfluß der engli— 

ſchen Nationalökonomie, welche die ganze wirthſchaft— 

liche Entwicklung nur unter der Potenz des Handels 

betrachtet, (wie ſich aus engliſchen Verhältniſſen be— 

greifen läßt) und welche gleichwohl von den deutſchen 

Profeſſoren ganz wohlgemuth als die abſolute Oeko— 

nomik recipirt worden, auch bis dieſen Tag noch ohne 
6 
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Scham und Gram docirt wird, überhaupt eine falſche 

Anſicht vom Handel bei uns verbreitet, als ob er die 

Hauptſtütze des Nationalreichthums ſei. Das kann 

für eine Inſel oder für ein ſchmales Küſtenland wahr 

ſein, aber niemals für ein großes Continentalland, 

in welchem der Handel nie als der dominirende, 

ſondern nur als der dienende Faktor der Produk— 

tion gelten muß. Unſer Hinterland iſt ja nicht der 

Küſte wegen, ſondern die Küſte iſt des Hinterlandes 

wegen da, welches überwiegende Berückſichtigung ver— 

dient. Darum darf uns der Flor einiger Handels— 
ſtädte nicht über die Bedeutung des Handels ver— 

blenden, um ſo weniger, da der Gewinn dieſer Städte 

zum größten Theil von dem Inlande ſelbſt gezogen 

iſt; es möchte uns ſonſt ähnlich ergehen, wie wenn 

man gefüllte Staatskaſſen als einen Beweis für die 

Wohlfahrt des Landes anſieht, da ſich doch dieſe 

Kaſſen möglicherweiſe auch durch den Ruin des Lan— 

des füllen können. Dahingegen iſt zu bedenken, daß 

ein blühendes Continentalland immer blühende See— 

ſtädte haben wird, während nicht umgekehrt die Blüthe 

der Seeſtädte als ein Beweis für den Wohlſtand des 

Landes gelten kann. In der That, gehen wir nur 

einmal landeinwärts, nachdem wir uns zuvor die 

Handelsblüthe von Hamburg und Stettin betrachtet, 
gehen wir alſo in das Eichsfeld, in das Erzgebirge 

und nach Schleſien, wo wir eine Verarmung finden, 
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welche durch den Reichthum jener Städte beiweitem 

nicht aufgewogen wird. 

Haben wir hiermit der freihändleriſchen Prin— 

cipienreiterei einen Damm entgegengeſetzt, ſo wollen 

wir uns gleichwohl nicht minder hüten, in die Netze 

der Schutzzöllnerei zu gerathen. 

Von dieſer Seite will man uns nämlich glau— 

ben machen, daß der Wohlſtand des Landes vor 

allem durch die techniſchen Gewerbe, d. h. durch die 

Fabriken begründet ſei, während doch ein ganz ein— 

facher Calcul beweiſt, wie unvergleichlich viel wichtiger 

der Ackerbau zu erachten ſei. Denn um nur eins 

anzuführen, wenn z. B. durch eine Verbeſſerung der 

Wirthſchaft erreicht würde, daß, wo man bisher das 

achte Korn erndtet, in Zukunft das neunte Korn 

geerndtet wird, ſo entſtände daraus ein Zuwachs des 

Nationalreichthums, wofür wir den geſammten Baum— 

wollen- und Seidenkram, womit die Fabrikanten un— 

mäßig wichtig thun, ſehr gern dahingeben möchten. 

Die Sache hat aber noch eine andere Seite, näm— 

lich die, daß die Induſtrieproducte allerdings inſofern 

eine hohe Wichtigkeit haben, weil ſie wegen ihrer grö— 

ßern Transportfähigkeit eine viel größere Einfuhr 

und Ausfuhr geſtatten als Naturproducte, daher ſelbſt 

ein großes Continentalland vom Auslande her mit 

Manufacten überſchwemmt werden kann, während es 

ſich keinesweges mit Lebensmitteln verſorgen läßt, 
6 * 
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noch auch ſelbſt in dem Maaße Naturproducte aus— 

zuführen vermöchte. Ferner bewirkt die Induſtrie 

einen viel größern Umſchwung der Kapitalien als der 

Landbau, in welchem die Kapitalien gebunden ſind. 

In der Nähe der Seeſtädte, wo der Handel einen 

großen Kapitalumſchwung bewirkt, wird dies nicht 

empfunden, aber im Hinterlande wird es merklich, 

daß die Circulation ſtockt, wo Induſtrieanſtalten fehlen. 

Das ſind Rückſichten, um derentwillen die Indu— 

ſtrieanſtalten allerdings mehr Beachtung verdienen, 

als bloß aus dem materiellen Werth ihrer Produkte 

folgen würde. 

Nach dem bisherigen leuchtet alſo ein, daß wir, 

um uns eine gewiſſe Stetigkeit unſerer Handelsbe— 

ziehungen und die Entwicklung unſerer induſtriellen 

Kräfte zu ſichern, mit allem Ernſt eine allgemeine 

deutſche Zollvereinigung unter mäßigen Zöllen zu er— 

ſtreben haben. Sagen wir mäßige Zölle, ſo iſt das 

freilich etwas Relatives, wie es nämlich auf dieſem 

Gebiete überhaupt keine abſoluten Beſtimmungen giebt, 

ſondern nur nach ſorgfältiger Erwägung thatſächlicher 

Verhältniſſe zu entſcheiden iſt. 

Wie nun der bisherige Zollverein zwiſchen den 

Nordſeeſtaaten und der öſterreichiſchen Monarchie in 

der Mitte liegt, und demnach für das Geſchäft der 

Vereinigung als der Vermittler auftreten kann, ſo 

werden auch die bisher im Zollverein gemachten 



Erfahrungen einen Maßſtab für eine zweckmäßige 

Normirung der Zollſätze an die Hand geben. Dieſe 

Erfahrungen haben aber bewieſen, daß die jetzt beſte— 

henden Zollſätze durchweg hoch genug ſind, vielfach 

aber einer Erniedrigung bedürfen werden, wie na— 

mentlich für Halbfabrikate und Kolonialwaaren. 

Dieſe Ausſichten müßte man alſo öſterreichiſcher— 

ſeits ins Auge faſſen, indem auch nicht entfernt daran 

zu denken iſt, daß ſich der Zollverein auf die annoch 

in Oeſterreich herrſchende Schutzzöllnerei oder gar 

auf das Monopolienweſen einlaſſen könnte oder dürfte. 

Ueberhaupt müßte man dann in Oeſterreich das 

Prinzip annehmen, daß gerade die Entwicklung der 

annoch gebundenen Naturkräfte ſeiner Länder die 

Hauptaufgabe ſei, da eine fruchtbare Wechſelwirkung 

zwiſchen den bisherigen Zollvereins-Staaten und den 

öſterreichiſchen Ländern eben nur unter der Voraus— 

ſetzung gedenkbar iſt, daß Oeſterreich ſeine überſchüſ— 

ſigen Naturprodukte, wie namentlich Getreide, Wein, 

ungariſchen Tabak, Salz, Häute und italieniſche 

Seide (die auch in Ungarn in großen Quantitäten 

gewonnen werden könnte) gegen Manufakte austauſcht. 

Denn gerade durch ſeine Naturprodukte, wovon die 

edleren Arten ſelbſt eines weiten Landtransports 

fähig ſind, beſitzt Oeſterreich einen natürlichen Vor— 

theil, während ihm der Zollverein durch ſein Manu— 

fakturweſen im Ganzen genommen überlegen iſt, 
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und ſtets überlegen bleiben wird. Es iſt das 

Verhältniß zwiſchen Norden und Süden, wie man 

es faſt überall wahrnimmt, in Frankreich, in Italien, 

in Rußland, in Nordamerika und ſogar in England, 

wo doch die phyſiſchen Unterſchiede des Landes ſich 

viel weniger bemerklich machen, als in den Konti— 

nental-Ländern. 

Berge von Schwierigkeiten werden freilich noch 

zu überwinden ſein, ehe es zu einer vollſtändigen 

Vereinigung kommen kann. Einſtweilen mag man 

durch Handelsverträge, ſo wie durch eine gemein— 

ſame Regulirung von mancherlei Verkehrsangelegen— 

heiten den Weg dazu bahnen. Wir unſererſeits ha— 

ben nur die Wichtigkeit einer Frage andeuten wol— 

len, die man durch Einmiſchung politiſcher Partei— 

anſichten verfälſcht, und durch die Schulſtreitigkeiten 

mehr verwirrt als aufgeklärt hat. Wir wollten dem 

öffentlichen Urtheil einige Geſichtspunkte angeben, 

wodurch man zu einer mehr ſachlichen Anſicht gelangt, 

die dann auch die Ausführung der Sache, wozu es 

von Seiten des Zollvereins kaum mehr als des 

guten Willens, von Seiten Oeſterreichs aber der 

energiſchſten Anſtrengungen bedarf, weſentlich fördern 

wird. 



VII. Vom Föderalismus. 

Mancherlei Umſtände vereinigen ſich dahin zu— 

ſammen, den bisher herrſchenden Ideen eines abge— 

ſchloſſenen centraliſirten Staatsweſens ihren Boden 

zu entziehen. 

Einen ungeheuren Umſchwung der Dinge hat in 

dieſer Hinſicht die materielle Entwicklung der letzten 

Zeiten bewirkt. Eiſenbahnen kürzen die Entfernun— 

gen, indem ſie die Breite und Länge großer Länder 

auf ein paar Tagereiſen reduciren, während die Te— 

legraphie die Diſtanzen faſt aufzuheben ſcheint. Das 

Meer verliert ſeine Schreckniſſe, und die Küſten der 

Oceane treten ſich durch die Dampfſchifffahrt ſo nahe, 

wie früherhin kaum die Ufer der Binnenwaſſer. 

Ueberall ergießt ſich der Verkehr über die Grenzen 

der Staaten und bewirkt eine Fuſion der Intereſſen, 

welche die vergangenen Jahrhunderte nicht kannten. 

Nicht minder kommen die Ideen der Menſchen und 

Völker in Fluß. Je mehr und mehr entwickelt ſich 

ein gewiſſer kosmopolitiſcher Sinn. Dieſer Sinn, 

welcher den Blick des Menſchen über die Grenzen 

ſeines Vaterlandes, geſchweige denn der deutſchen 
Partikularſtaaten, hinausſchweifen läßt, ſchwächt, 

wenn auch nicht gerade den Patriotismus, doch unver— 

meidlich den patriotiſchen Inſtinkt. Die Vorſtellun— 

gen von Größe und Ruhm des Vaterlandes verlie— 
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ren allmälig ihre früher faſt magiſche Macht, worin 

vordem die Centraliſirungs- und Abſchließungs-Ten— 

denzen ihren moraliſchen Boden fanden. Selbſt der 

Franzoſe wird nicht mehr ſo ſehr durch die Idee des 

Nationalruhmes faseinirt wie früherhin. 

Wie aber der Sinn ins Weite geht, ſo verſchwin— 

den damit eine Menge hergebrachter Vorurtheile, 

und wie dieſe Vorurheile ſchwinden, thut der Menſch 

zugleich einen freieren Blick ins Innere, und dringt 

darin ein, während er gleichzeitig ins Weite ſchweift. 

So iſt's in der That, obwohl's ein Widerſpruch ſcheint. 

Nun ſtellt ſich's alſo dem Menſchen dar, daß 

jenes centraliſirte Staatsweſen, wie ſehr es ſich auch 

in den Mantel der Freiheit hüllen mag, welcher 

Mantel Konſtitutionalismus genannt wird, in 

der That keine Freiheit gewährt, ſondern ſelbſt nur 

ein modifizirter Abſolutismus iſt, ſchlimmer und 

widerlicher als der ehemalige, da er durch den Schein 

der Freiheit täuſcht. So ſieht man denn in Frank— 

reich, wie alle diejenigen, die einige Anwandlungen 

eines reelleren Freiheitsgefühls empfinden, auf De— 

centraliſation dringen, während die Konſtitutionellen 

mit den Bonapartiſten die Centraliſation vertheidi— 

gen. Und ſieht man nicht daſſelbe auch bei uns? 

Die Konſtitutionellen dringen auf Centraliſation und 

Gleichmacherei, weil fie ſelbſt in tiefſfter Seele Ab— 

ſolutiſten ſind, nur unter der Bedingung, daß ſie 
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eben ſelbſt das Heft in die Hand bekommen. Darum 

mußte man es erleben, daß durch einen einfachen 

Kammerbeſchluß unſere Städteverfaſſungen beſeitigt 

wurden, ohne daß die Städte auch nur gefragt wä— 

ren, ob ſie denn eine neue Verfaſſung haben wollen. 

Welch ein flagranter Akt des Abſolutismus, deſſen 

ſich abſolute Monarchen kaum unterſtanden haben 

möchten! Leicht erklärt ſich daher, wenn einige kluge 

Leute auf den Gedanken gerathen, den Konſtitutio— 

nalismus zu einer höchſt brauchbaren Maſchinerie des 

Abſolutismus einzurichten. 

So wenig Freiheit ſich in dieſem Staatsweſen 

findet, ebenſowenig vermag es auch die Wohlfahrt 

des Volkes zu begründen; wovon man ſich ebenfalls 

in Frankreich zuerſt und am lebhafteſten überzeugen 

mußte, eben deshalb, weil man ſich dort am einſeitigſten 

auf den Konſtitutionalismus eingelaſſen, deſſen Werth 

man dann durch eine Reihe von Jahren erproben 

konnte. Man beobachtete alſo, wie der Zuſtand des 

Volkes durch Verhältniſſe bedingt iſt, die theils über 

haupt nicht von der Regierungsform abhängen, 

theils auf Lokalorganiſation hindeuten. Daher ver— 

einigen ſich die ſozialen Tendenzen mit der For— 

derung der Decentraliſation. Sie vereinigen ſich 

zugleich mit den föderativen Tendenzen, die im 

Ganzen und Großen daſſelbe bezwecken, als jene im 

Einzelnen. 



Gleichwohl herrſcht in dieſen neuen Regungen 

noch eine große Unklarheit. Sie ſind noch impräg— 

nirt von den alten politiſchen Ideen, welche der Be— 

wegung noch ihre Form geben, und damit den Schein 

veranlaſſen, als ob ſie ſelbſt noch das treibende Ele— 

ment ſeien. Allein die Thatſachen ſelbſt zerſtören 

dieſe Täuſchung. 

Blicken wir nur hin auf dieſe Thatſachen, und 

ſtellen uns dieſe Frage, was denn die politiſchen 

Bewegungen unſerer Tage zu produziren vermochten? 

In Frankreich eine todtgeborne Republik, und in 

Deutſchland ſogar noch weniger als ein todtgebornes 

Reich, da es ein bloßer Abortus war. In Italien 

und Ungarn aber, wo ſich die politiſche Bewegung 

mit den mächtigen Ideen nationaler Unabhängigkeit 

verband, hat ſie doch nur Brandſtätten hinterlaſſen. 

Das hat die Reaktion bewirkt, ſagen die politi— 

ſchen Helden, um ſich ihre politiſche Größe nicht 

ſchmälern zu laſſen. Vergebliche Ausrede. Oder 

möchten ſie ſich doch die Frage beantworten, wie es 

denn der Reaktion gelingen konnte jene Bewegungen 

zu unterdrücken, hätten dieſelben eine wirkliche Kraft 

in ſich getragen; da ihnen vielmehr das Geſuchte 

und Gemachte überall an der Stirn geſchrieben ſtand. 

Nein, nein, Eure politiſchen Ideen ſind bei 

weitem nicht mächtig genug, weder um die Nation 

zu heben, noch um das Glück der Menſchen zu 
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begründen. Die Periode dieſer Ideen iſt vorüber, 

es beginnt die Periode der ſozialen und födera— 

tiven Ideen, die uns alsbald zu etwas Reellem 

führen werden, wenn nur erſt die Verwirrung, welche 

die Konſtitutionellen in den Dingen wie in den 

Ueberzeugungen angeſtiftet, gründlich beſeitigt ſein 

wird. Denn zur Zeit iſt die Verwirrung noch über 

die Maßen groß; wie ſich denn auch daraus erklären 

läßt, daß die Miß verſtändniſſe in unſern Tagen 

eine ſo große Rolle ſpielen, weil das Zeitalter in 

der That konfus iſt. Denn man mag ſich drehen 

und wenden, wohin man will, — überall trifft man 

auf Faſelei. 

Oder war es nicht das augenfälligſte Mißver— 

ſtändniß, wenn man in der Paulskirche die bei uns 

vorhandenen Anlagen des Föderalismus, deren wir 

uns freuen ſollten, durch den teutoniſchen Conſtitu— 

tionalismus beſeitigen wollte? War es nicht das 

augenfälligſte Mißverſtändniß, einen neuen Natio- 

nalſtaat begründen, und damit die in dem deut— 

ſchen Bundeskörper eingeſchloſſenen fremden Natio— 

nalitäten aufzuregen, oder dieſe Nationalitäten an— 

dererſeits ganz ausſcheiden zu wollen, während doch 

gerade die Tendenz der Zukunft auf ein Zuſammen— 

wachſen benachbarter Länder und auf die Bildung 

größerer Gruppen gerichtet iſt? War nicht desglei— 

chen die ganze ſchleswig-holſteinſche Bewegung 
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das augenfälligſte Mißverſtändniß, mag man die 

Sache von däniſcher oder von deutſcher Seite anſe— 

hen? Oder welche Tollheit hat denn die Dänen 

ergriffen, daß ſie ihre deutſchen Herzogthümer däni— 

ſiren wollen, und damit die Elemente ihrer Staats— 

kraft doch nur verringern können, indem ſie die 

Bevölkerung dieſer Herzogthümer erbittern, und den 

Haß von ganz Deutſchland auf ſich laden? Sehr 

natürlich, daß die Schleswig-Holſteiner ſich dagegen 

erhoben, und wenn wir nach dem Gefühle urtheilen, 

müſſen wir dieſe Erhebung wohl für die beſte Sache 

erklären, die wir ſeit Jahr und Tag erlebt, da ſie 

einen ernſten Sinn verrieth, der ſich durch wenig 

Gemachtes, Phraſenhaftes verunziert hat. Um ſo 

trauriger wenn wir, die Sache mit dem Verſtande 

prüfend, dennoch urtheilen müſſen, daß das Ganze 

auf Ideen beruhte, deren Zeit vorüber iſt. Oder 

was ſchadet es denn Deutſchland, daß ihm Schles— 

wig-Holſtein zur Klammer dient, wodurch es Däne— 

mark an ſich feſſelt, da ſich ja das Deutſchthum ſchon 

geltend machen wird, wenn es nur in ſich ſelbſt etwas 

rechtes hervorbringt? 

Iſt's nicht abermals ein Mißverſtändniß, wenn 

man den Frieden der Welt durch den Freihandel 

zu begründen vermeint, der doch, wenn er auf ein— 

mal eingeführt würde, die ungeheuerſten Erſchütte— 

rungen hervorrufen müßte, während hingegen die 



Tendenz der Zeit offenbar auf die Bildung von Zoll— 

vereinsgruppen hinausläuft; was überhaupt als der 

einzige Weg einer organiſchen Weltentwicklung an— 

eſehen werden muß? Und mit welchem Rechte 

wollen denn alſo unſere Prinzipienreiter gegen die 

Bildung eines deutſch-öſterreichiſchen Handelsbundes 

declamiren, der doch gerade dazu geeignet iſt, unſere 

bisher ungünſtig erſcheinende Lage zu einem wahren 

Glück für uns zu machen, indem er für Deutſchland 

die Ausſicht eröffnet, der Kern eines großen mittel— 

europäiſchen Bundeskörpers zu werden? 

Denn bis jetzt ſind unſere Hauptſtröme noch 

unterbunden, und die Südküſte uns ganz verſchloſſen. 

Wohlan denn, es wird anders werden. Eiſenbahnen 

durchbrechen die Alpen, und führen uns an die adria— 

tiſchen und liguriſchen Geſtade; der Lloyd hat die 

Donaudampfſchifffahrt eröffnet und desgleichen ſchon 

die wichtigſten Verbindungen in dem Orient ge— 

ſchloſſen. So können wir unendlich viel gewinnen, 

wenn wir uns mit der öſterreichiſchen Monarchie ver— 

einigen. Nebenbei werden uns die Wege zur Schweiz 

und nach Sardinien dadurch auch zugänglicher. Das ſei 

hiermit den deutſchen Gimpeln geſagt, die jetzt ein 

förmliches Triumphgeſchrei darüber erheben, daß der 

edle Lord Palmerſton mit ſeinen Handelsprojecten in 

Sardinien geſiegt, und damit dieſes Land einſtwei— 

len dem mitteleuropäiſchem Handelsgebiet entzogen 
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hat. Immerhin, es kann uns auf die Dauer doch 

nicht entgehen. Belgien ferner und Holland werden 

mit der Zeit auch ſchon kommen, und von den deut— 

ſchen Nordſeeſtaaten verſteht es ſich ohnehin ganz 

von ſelbſt. Dann erſt haben wir unſer natürliches 

Handelsgebiet errungen, wenn die Straße von der 

Nordküſte zur Südküſte frei iſt, und dann wird ſich 

zeigen, was der Deutſche vermag. 

Dabei iſt's gerade unſere föderative Verfaſſung, 

welche auch die Ausſicht zu einer engern politiſchen 

Vereinigung jener Länder eröffnet, indem dieſe Ver— 

faſſung den Bundesgliedern ihr Sonderleben geſtattet. 

Eben deshalb zweifeln wir gar nicht, daß ſich einſt 

die Niederlande wie die Schweiz wieder mit Deutſch— 

land vereinigen werden; wozu allerdings keine Hoff— 

nung vorhanden wäre, wenn ſich Deutſchland centra— 

liſirte. Eine merkantile Vereinigung mag den An— 

fang dazu bilden. Allmälig verſchmelzen dann die 

Länder, während ſie immerhin noch ſtaatsrechtlich 

außerhalb des Bundes ſtehen. 

So mag es denn auch einſtweilen noch mit den 

außerdeutſchen Provinzen Preußens und Oeſterreichs 

gehalten werden, da der gegenwärtige Moment, wo 

die Bundesverfaſſung ſelbſt einer Reform entgegengeht, 

nicht günſtig erſcheint, namentlich um auch die öſter— 

reichiſchen Länder aufzunehmen, deren zukünftige 

Stellung ſich jetzt noch gar nicht berechnen läßt. Sie 



werden alſo einſtweilen ftaatsrechtlich noch außer dem 

Bunde verbleiben, während ſie dennoch thatſächlich 

damit verſchmelzen werden. Wir unſererſeits ſehen 

darin keine Gefahr für Deutſchland, ſondern ein 

Glück, indem wir eben deshalb noch an eine Zukunft 

Deutſchlands glauben, weil es durch ſeine Lage und 

Verfaſſung von der Centraliſation frei geblieben, und 

ſomit der Träger des europäiſchen Föderalismus iſt; 

was ihm für die Zukunft eine große Bedeutung 

ſichert, ſo gewiß als eben dieſer Föderalismus das 

Prinzip der Zukunft ſelbſt ſein wird. 

Wir behaupten ferner, daß ſchon von Anfang 

an eine föderaliſtiſche Tendenz im Deutſchthum her— 

vorgetreten, und wagen kühnlich mit dieſer Behaup— 

tung bis auf die älteſten Zeiten zurückzugehen, wo 

wir auf die großen germaniſchen Völkerbündniſſe 

treffen, welche das römiſche Imperium unterworfen 

haben. Wurden die deutſchen Stämme dann ſpäter— 

hin durch die Kaiſeridee zu einem Ganzen verbun— 

den, ſo blieb doch das Reich im Innern voller födera— 

liſtiſcher Tendenzen, und ging die Geſammtkraft immer 

nur aus dem Sonderleben hervor; aus dem Son— 

derleben der Stämme, wie aus dem Sonderleben der 

ſtädtiſchen⸗, ritterſchaftlichen- und geiſtlichen Corpora— 

tionen, an deren Geſchichte ſich anknüpft, was Gro— 

ßes bei uns hervorgetreten iſt. Möchten wir das nie 

vergeſſen! So waren es die norddeutſchen Städte, 



2 

welche den Hanſabund ftifteten, deſſen Herrſchaft ſich 

von Nowgorod und Bergen bis London und Brügge 

erſtreckte, während ein ſüddeutſcher Städtebund die 

Handelsverbindungen nach Italien und nach dem 

Orient unterhielt. So hat ein geiſtlicher Ritteror— 

den die deutſche Herrſchaft in den baltiſchen Ländern 

begründet, und damit die Grundlage zu dem jetzigen 

preußiſchen Staat gelegt. Die deutſche Reformation 

ferner war bekanntlich auch keine Staatsaction. Einen 

Staat Deutſchland hat es ja überhaupt nie gegeben, 

und man mag doch ſagen, was Großes die reine 

Staatsidee bei uns hervorgebracht hätte. Denn dieſe 

Idee iſt uns urſprünglich fremd, und erſt in den 

letzten Jahrhunderten durch die romaniſirende Bil— 

dung eingeimpft worden, daher ſie auch bis dieſen 

Tag noch als ein exotiſches Gewächs erſcheint, ſoviel 

Mühe man ſich auch geben mag, uns ein politi— 

ſches Bewußtſein einzutrichtern. Wir haben keins, 

und werden's ſchwerlich je bekommen. 

Der Deutſche hat einen Standesgeiſt, einen Cor— 

porationsgeiſt, einen landsmannſchaftlichen Geiſt, einen 

Nationalgeiſt, kurz er hat alles andere, nur keinen 

Staatsgeiſt. Wir unſererſeits klagen darüber nicht. 

Wer es hingegen beklagenswerth findet, mag darüber 

klagen fo viel er will, aber er ſoll nicht lügen, indem 

er etwa ſo thut, als ob das Volk dennoch von poli— 

tiſchen Ideen beſeelt ſei, während es nicht wahr iſt; 
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da den Leuten noch bis dieſen Tag ihr Sonderleben 

über alles geht. Gebe man nur genau darauf acht, 

man wird ſich leicht davon überzeugen! Wie der 

Deutſche einmal iſt, läßt er ſich lieber für ſein Dorf, 

für feinen Stand, feine Corporation u. ſ. w. todtſchlagen 

als für den Staat. Da liegen die Springfedern, die 

wir in Bewegung ſetzen, deren Kräfte wir concen— 

triren und reguliren müſſen. Laßt uns das zum 

Fingerzeig dienen, wenn wir in Deutſchland etwas 

Großes ausrichten wollen, daß wir vom Sonderleben 

ausgehen müſſen, nicht aber von einem künſtlich her— 

geſtellten Centrum! 

Man ſpricht ſoviel von der neuern Zeit, welche 

das Sonderleben unmöglich mache, und deren Ten— 

denz einmal auf's Centraliſiren und Nivelliren ge— 

richtet ſei. Zugegeben, ſo ſagen wir, daß eben jetzt 

die allerneueſte Zeit beginnt. Was man aber 

neuere Zeit nennt, iſt in der That gar keine neue 

Zeit geweſen, ſondern im weſentlichen nur als die 

Zerſetzung des Mittelalters anzuſehen; daher denn 

auch dieſe ſogenannte neuere Zeit faſt nur ganze 

äußerliche mechaniſche Einrichtungen aufzuweiſen hat, 

während das negative auflöſende Prinzip um ſo deut— 

licher hervortritt. So geſchieht es denn, daß dieſe 

neuere Zeit, während ſie angeblich Einheit erſtrebt, 

in der That mit dem Individualismus endigt, 

der nichts anderes als die Negation aller Inſtitutionen iſt. 
7 
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Man muß dieſe Zeit groß nennen, wenn man 

die außerordentlichen Fortſchritte der materiellen Civi— 

liſation betrachtet; man wird ſie aber klein nennen, 

wenn man erwägt, welcher immenſen Mittel ſie zu 

ihren Reſultaten bedarf, und wenn man ſich dabei 

vergebens nach den Geſtaltungen irgend eines leben— 

digen geiſtigen Prinzipes umſieht. Es iſt wie mit 

der römiſchen Kaiſerzeit, die auch in ihrer materiellen 

Civiliſation glänzend erſcheint und gar ſehr ſortge— 

ſchritten, wenn man ſie mit den ältern Zeiten der 

Republik und des einſt blühenden helleniſchen Lebens 

vergleicht. Aber aus dieſen Zeiten treten die Sie— 

ger von Marathon und Salamis hervor, es treten 
die großen Dichter und Künſtler hervor, es treten die 

großen römiſchen Feldherrn und Staatsmänner, die 

Grachen und die Scipionen hervor wie ewige Cha— 
raktere, an deren Anſchauung ſich noch heute ein ver— 

kommenes Geſchlecht erheben kann, während der 

Glanz des Imperiums faſt nur in ſolchen Aeußerun— 

gen erſcheint, die dem Sterblichen und Vergänglichen 
des Menſchen angehören. 

Nun iſt wahrnehmbar genug, daß unſere Zeit 

einen Verweſungsprozeß in ſich enthält, wie einſt das 

römiſche Kaiſerreich. Gleichwohl haben wir die beſſere 

Hoffnung, daß ſich inmitten der Verweſung auch die 

Keime der Erneuerung regen. Indem aber die alten 

Formen zerfallen, neue noch nicht gefunden ſind, und 
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der Trieb unſicher umherſchwankt, find die Geiſter 

umſomehr zu Gewaltausbrüchen disponirt, je weni— 

ger ſie in der Gegenwart eine wirkliche Befriedigung 

finden. Alles dies läuft nebeneinander. So haben 

wir denn unſere Optimiſten, es find die Liberalen, 

welche die Herrlichkeit des Zeitalters nicht genug zu 

preiſen wiſſen; dahingegen Andere, nämlich die Ra— 

dikalen, dieſes Zeitalter als ſolches keineswegs loben, 

indeſſen von ſeinem gewaltigen Schöpfungstrieb re— 

den; während Andere wiederum, nämlich die Reactio— 

näre, vielmehr ſeinen Zerſtörungstrieb anklagen; 

und endlich die Conſervativen, deren ſpeeifiſcher Cha— 

rakter die Faulheit iſt, als der Ausdruck der Verwe— 

ſung ſelbſt gelten können. Welch ungeheure Wider— 

ſprüche! Die Verwirrung der Meinungen ergiebt 

ſich daraus als eine faſt unvermeidliche Folge. 

Man muß ſich alſo darüber klar werden, daß 

die ſogenannte neuere Zeit in der That zu Ende 

geht, und dafür eine neue oder meinetwegen die 

allerneuſte Zeit beginnt, indem erſt in unſern Tagen 

die Verſuche zu poſitiv neuen Geſellſchaftsformen auf— 

getreten ſind. Das Alte fällt und es muß fallen, da 

es unſerm Geiſte in keiner Weiſe mehr genügt. 

Oder erwäge man doch nur einmal, welche un— 

geheuren Mittel das gegenwärtige Staatsweſen er— 

fordert, nicht etwa um große Dinge auszuführen, 

ſondern um ſich nur ſelbſt zu erhalten. Was ſollen 
7 * 
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wir denn von ſolchen Inſtitutionen urtheilen, die 

anſtatt der Heerd einer Kraftentwickelung zu ſein, 

vielmehr die Kräfte zu abſorbiren ſcheinen? 

Und warum iſt es denn ſo? Offenbar, weil 

dieſe Inſtitutionen eben nicht geeignet ſind, die 

Geiſter zu erfaſſen noch ſie zu befriedigen. Dieſe 

Behauptung wollen wir uns deutlicher zu machen 

ſuchen. 

Wir ſagen alſo, wenn man im Ganzen und 

Großen überblickt, was den Aufſchwung der Menſch— 

heit hervorgerufen, und den verſchiedenen Zeitaltern 

ihr Gepräge gegeben, ſo ſind es die verſchiedenen 

Ideen geweſen, welche den Menſchen zur Standarte 

dienten, um die ſie ſich verſammelten, Religionen und 

Verfaſſungen. Denn Alles, was Menſchen vereinigt, 

wird die Quelle einer Kraftentwickelung. Es wird 

aber die Menſchen um ſo mächtiger vereinigen, je 

tiefer es ſie erfaßt. 

Dieſes zuzugeben, welchen Werth können dann 

Inſtitutionen haben, die überhaupt gar nicht bis in 

den Menſchen hineinreichen, da ſie den Men— 

ſchen vielmehr nur nach ganz äußerlichen Beziehun— 

gen anfaſſen und klaſſifiziren, wie z. B. nach ſeiner 

Steuerkraft, und ihn danach ſeine Stimme abgeben 

laſſen? Was ſoll wohl daraus Großes entſtehen? 

Und wie ſollte es wohl kommen, daß ſich die Men— 

ſchen mit allen ihren Leibes- und Geiſteskräften an 
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ſolche Inſtitutionen anklammerten? Thörigt wäre es, 

ſolches zu hoffen, Lüge, es zu behaupten. 

Hoch ſind immer ſolche Inſtitutionen zu ſchätzen, 

in welchen der Menſch ſein Weſen anſchaut, ſich eben 

deshalb frei darin fühlt, und, wo es gilt, ſich zu 

der größten Kraftentwicklung fähig zeigt. Natürlich 

ſind ſolche Inſtitutionen nach dem Geiſte der Zeit— 

alter und Nationen verſchieden. Groß waren zu 

ihrer Zeit die antiken Republiken, groß war das 

Chalifat, groß war die Hierarchie und der Feuda— 

lismus des Mittelalters. Oder muß nicht in dieſem 

verſchrieenen Mittelalter eine unermeßliche Lebens— 

fülle geweſen ſein, da die Predigt eines armen 

Mönches jene gigantiſchen Züge der Kreuzfahrer 

hervorrufen konnte? Die neuere Zeit bietet keine ähn— 

lichen Bewegungshebel dar. Oder ſind wir vielleicht, 

während wir uns klug dünken, ſchon ſo ſtumpfſinnig 

geworden, um das Große in ſolchen Erſcheinungen 

nicht mehr bewundern zu können? 

Wie nun das menſchliche Bewußtſein ſeit dem 

Ablauf des Mittelalters einen ungeheuren Umſchwung 

erfahren, ohne daß wir doch ſchon die uns ange— 

meſſenen Inſtitutionen gefunden, ſo ſehen wir einer— 

ſeits die Geiſter unſicher umherſchwanken, während 

andererſeits die Inſtitutionen kraftlos ſind. 

Wenn es aber richtig iſt, und es wird wohl 
richtig ſein, daß die ſogenannte neuere Zeit nur die 
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Zerſetzungsperiode des Mittelalters ſelbſt war, ſo 

werden wir ſchließen dürfen, daß die Zukunft eben 

die im Mittelalter ſchon vorhandenen Keime zu einer 

neuen Geſtaltung führen, und die Socialverfaſſung 

jener Zeiten zu einer höheren Potenz entwickeln wird; 

daher alſo die Zukunft vielleicht mehr Aehnlichkeit 

mit dem Mittelalter, als mit der ſogenannten neueren 

Zeit haben dürfte. Oder wer könnte es leugnen, 

daß im Mittelalter ſchon eine Menge ſozialer Ideen 

lebten? alle freilich unter der herrſchaftlichen Form 

des Feudalismus beſchloſſen, und durch die Aus— 

wüchſe der Rohheit und Wildheit jenes Zeitalters 

verunſtaltet. Die neuere Zeit hat dieſe Härten über— 

wunden, aber ſelbſt in demſelben Maaße wenig Po— 

ſitives hervorgebracht, als ihre negative Tendenz hervor— 

tritt, mit der ſie eben deshalb um ſo wichtiger thut. 

Darum erſcheint bei unſeren Liberalen immer 

als ein Hauptcharakterzug der blinde und wüthende 

Haß gegen Alles, was irgend eine Beziehung zum 
Mittelalter zu haben ſcheint, welches ſie mit einem 

ſtehenden Beiwort das „finſtere“ nennen; ähnlich 

wie im Alterthume Heraklit der dunkle hieß, ob— 

wohl er ein ſehr geiſtvoller Mann geweſen. So ſind 

denn dieſe Liberalen eifrigſt befliſſen, jeden Gedanken 

einer ſozialen Organiſation als mittelalterlich zu ver— 

ſchreien. Mögen ſie ſchreien! Man muß ſich dadurch 

nicht irre machen laſſen, daß irgend etwas eine mit— 
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telalterliche Aehnlichkeit habe, die, wie wir meinen, 

in Zukunft ganz natürlich hervortreten wird, inſofern 

doch dieſe Zukunft eine höhere Potenz des Mittel— 

alters ſein möchte. Nicht minder wird das Unähn— 

liche und Neue hervortreten, indem eben dies die 

eigentliche Aufgabe zu ſein ſcheint, die feudalen For— 

men des Mittelalters in föderative Formen umzu— 

wandeln. 

Um dieſes zu ermöglichen, mußten die 

gebundenen Glieder des Mittelalters erſt befreit, und 

daher dieſes Mittelalter ſelbſt zerſetzt werden, — ein 

Prozeß, der allgemach beendigt ſcheint. Jetzt ſind 

die Elemente entbunden, ja bis zur äußerſten Ato— 

miſtik zerſplittert, in dieſer Zerſplitterung aber zu 

neuen Verbindungen eben ſo ſehr befähigt, als der— 

ſelben bedürftig. Die Formen ſolcher neuen Ver— 

bindung werden alſo die ſozial-föderativen ſein. 

Fragt man jetzt, was denn eigentlich das Cha— 

rakteriſche des Föderalismus ſei, ſo lautet die 

Antwort: daß das Ganze aus dem freien Zuſammen— 

tritt des Sonderlebens hervorgeht, während umgekehrt 

nach der Idee des Politismus das Ganze dem 

Prinzip nach früher ſein ſoll als die Theile; daher 

denn auch alles vom Centrum aus organiſirt wird, 

und der Staat als Zweck erſcheint, während er 

innerhalb des Föderalismus uns nur als Mittel 

gilt. Man ſieht daraus zugleich, wie der Politismus 
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eine antike, der Föderalismus hingegen eine chriſt— 

liche Idee iſt. 

Wichtige Folgen entſpringen daraus, von denen 

wir einige hervorheben wollen. 

Zieht nämlich der Föderalismus ſeine Kraft 

aus dem Sonderleben, ſo folgt daraus, daß nur 

durch den Zuſammentritt von etwas Tüchtigem ein 

tüchtiges Ganze entſteht, während hingegen unſere 

Staatskünſtler meinen, durch von obenher ausgehende 

Ordonnanzen etwas Tüchtiges zu Stande zu bringen, 

und ſich dann hinterher wundern, wenn nichts ent— 

ſtehen will. Hier aber heißt es: Was etwas gelten 

will, muß zuvor in ſich ſelbſt etwas ſein. Das geht 

den parlamentariſchen Maulhelden an's Leben. Mit 

ihrer Phraſenherrſchaft iſt es aus, und ihr Formel— 

kram fällt der gebührenden Verachtung anheim. 

Gilt ferner dem Föderalismus der Staat nur 

als Mittel, ſo iſt es klar, man richtet ſich mit den 

Mitteln nach den Umſtänden, man akkommodirt ſich 

nach dem vorhandenen Material; man macht keine 

ſchematiſchen Entwürfe; man erkennt eine Mannich— 

faltigkeit der Formen an; und man läßt das Be— 

ſtehende beſtehen, inſoweit es ſich nur ſelbſt dem 

Zwecke akkommodirt, indem das Beſtehende eben durch 

ſein Beſtehen immer den Vorzug größerer Feſtigkeit 

hat. Man ſtreitet alſo nicht über die Regierungs— 

formen, ſondern ſucht dieſe Formen wirkſam zu machen, 
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um das in der Zeit mögliche Gute zu erreichen. 

Der Föderalismus verläßt daher die Wege der Re— 

volution, und hält ſich in den Wegen der Reform. 

Der Föderalismus läßt den verſchiedenen Ele— 

menten, die das Ganze bilden, ihr eigenes Recht, 

— ein Recht, das ſie nicht erſt von obenher zu be— 

kommen haben, ſondern in ſich ſelbſt tragen. Der 

Conſtitutionalismus hingegen, den wir als die cha— 

rakteriſtiſche Form des neueren Politismus betrachten 

können, läßt alles Recht in ein dominirendes Cen— 

trum verſchwinden, und erkennt überhaupt keine Rechte 

an, außer in ſofern ſie von dieſem Centrum aus 

proklamirt und oktroyirt ſind. Immerhin läuft es 

auf Abſolutismus hinaus, gleichviel, ob der Ok— 

troyirungsapparat Kammer oder Miniſterium genannt 

wird. Gemeinderechte, Corporationsrechte, Provin— 

zialrechte, Ständerechte u. ſ. w. gelten da nichts; ſie 

werden nach Belieben kaſſirt oder umgearbeitet, ohne 

daß auch nur der geringſte Zweifel darüber entſtände, 

ob denn die ſogenannten Staatsgewalten dazu be— 

fugt find. Und was noch das Schändlichſte iſt, wäh— 

rend in dieſer Weiſe den Gemeinden, Korporationen 

u. ſ. w. nach Belieben ihre Verfaſſungen genommen 

oder oftroyirt werden, hat man die Frechheit ſolche 

Wirthſchaft Selfgovernment zu nennen. 

Wie ſehr widerſpricht das Alles dem eigentlich 

deutſchen Weſen! Denn der Gedanke, von obenher 
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einem Lande Recht und Geſetz aufzudrücken, war den 

Deutſchen ſo fremd, daß ſie ſelbſt in den römiſchen 

Provinzen, wo ſie als Eroberer auftraten, die unter— 

worfenen Römer bei ihrem römiſchen Rechte ließen, 

während ſie ſelbſt nach deutſchem Rechte lebten, und 

wo verſchiedene deutſche Stämme unter einander 

wohnten, ſogar jeder Stamm ſein beſonderes Recht 

behielt. Desgleichen hatten Gemeinden, Korpora— 

tionen und Stände ihr eigenes Recht, das ihnen 

nicht von obenher genommen werden konnte. Daraus 

erklärt ſich die außerordentliche Zähigkeit aller ger— 

maniſchen Inſtitute, mit welcher die außerordentliche 

Hinfälligkeit aller konſtitutionellen Inſtitute um ſo 

mehr kontraſtirt. Wie ſonderbar, wenn man uns 

nun dieſen Conſtitutionalismus gar als etwas Deut— 

ſches vorſpiegeln will, indem man neuerdings von 

einem deutſchen Konſtitutionalismus ſpricht, d. h. 

von einem hölzernen Eiſen. 

Daß darin keine Freiheit liegt, bedarf keines Be— 

weiſes weiter. Es liegt auch keine Rechtsſicherheit 

darin, im Gegentheil wird Alles unſicher. Denn 

wenn nur erſt der Grundſatz gilt, daß eine Kammer 

nach Belieben Gemeindeordnungen, Kreisordnungen 

u. ſ. w. einführen oder abſchaffen kann, ſo mag man 

darauf gefaßt ſein, daß jede neue Wahlperiode mit 

den neuen Geſetzgebern auch immer neue Ordnungen 

bringt. Ein Inſtitut nach dem andern wird von 
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dem Wechſel ergriffen, und am Ende werden alle 

öffentliche Einrichtungen nur wie ein Rock ſein, den 

man alljährlich ablegt, um nach der neuen Mode 

einen neuen anzuziehen. Die Staatskünſtler ver— 

wandeln ſich damit zu Kleiderkünſtlern, und die Kam— 

mer iſt die große Schneiderwerkſtelle, in welcher der 

Nation das Gewand ihres öffentlichen Lebens zu— 

geſchnitten wird. 

Bis zu dieſer tiefſten Stufe der Nationalent— 

würdigung iſt es mit dem Conſtitutionalismus ge— 

kommen, in Frankreich wie bei uns; da wir vermöge 

unſeres Nachahmungstriebes keine Mühe geſpart, den 

Vorſprung, den Frankreich vor uns voraus hatte, 

binnen kurzer Zeit nachzuholen. 
Oder haben uns unſere politiſchen Schneider 

ſeit drei Jahren nicht ſchon zu verſchiedenen Malen 

den neuen Rock aufgetrennt und umgearbeitet, daß 

Gott im Himmel weiß, wann wir endlich unſere de— 

finitive Staatslivree bekommen werden? Wohl nie— 

mals, wenn wir nicht den Conſtitutionalismus über— 

haupt grundſätzlich beſeitigen. 

O Ihr guten Deutſchen! Eure Profeſſoren haben 

Euch um das Verſtändniß Eures eigenen Weſens 

betrogen. Sie haben Euch den Conſtitutionalismus 

als die Wiederherſtellung altgermaniſcher Freiheit vor— 

geſpiegelt, und hinterher ſind es Lügen, da er weder 

germaniſche Freiheit noch irgend welche Freiheit ent— 
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hält. Sie jagen ferner, daß der Conſtitutionalismus 

durch die Zeitverhältniſſe nothwendig geworden ſei; 

welches abermals eine Lüge iſt, da er ſich doch überall 

als unbrauchbar erweiſt, was aber nothwendig ſein 

ſoll, doch jedenfalls brauchbar ſein müßte. Sie ſagen 

endlich, er beruhe auf dem Fortſchritt des Geiſtes, 

daher Ihr denn wohl danach greifen müßt, inſofern 

Ihr doch gern fortſchreiten möchtet. Das iſt aber 

desgleichen eine Lüge und wohl die größte von allen; 

ſintemal beſagter Conſtitutionalismus vielmehr ſchon 

etwas Antiquirtes iſt, und ſich unter dem jüngeren 

Geſchlechte kaum ein einziger Mann von einigem 

Geiſt findet, der nicht die tiefſte Verachtung davor 

empfände. Der wirkliche Fortſchritt hingegen liegt 

ausſchließlich auf Seiten der ſozial-föderativen Ideen, 

während die Herren Conſtitutionellen ſeit lange ſchon 

nur leeres Stroh dreſchen. 

Dieſe ſocialF-föderativen Ideen führen den Deut— 

ſchen zu ſeiner eigenen Natur zurück; ſie führen das 

Zeitalter zur Realität zurück; ſie führen es zur Praxis 

zurück. Denn nachdem die Frage über die Regie— 

rungsform ſeit 50 Jahren von einer ehrgeizigen und 

miniſterſüchtigen Partei gewaltſam in den Vorder— 

grund gedrängt, und zum Feldgeſchrei geworden, mit 

dem man ein bethörtes Volk zu Kämpfen antrieb, 

die ſeinem Intereſſe fremd waren, da doch das Volk 

ſelbſt niemals regieren ſondern ewig regiert werden 
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wird, foll dieſen Gaukeleien, deren Reſultat ftets nur 

ein Wechſel der Herrſchaft iſt, endlich ihr Boden ent— 

zogen werden; indem wir uns den Prinzipien einer 

Sozialverfaſſung zuwenden, als welche eine 

Mannigfaltigkeit der Regierungsformen geſtattet, die 

alle gleich gut ſein können, wenn ſie ſich nur den 

Zwecken der Geſellſchaft anpaſſen. 

Es mag dies vielleicht unſern Politikern als ein 

ſchlaffer Indifferentismus gelten, und wir geben zu, 

daß die ſozial- föderativen Ideen, nachdem ſie ſeit 

Jahrhunderten keine Pflege gefunden, während man 

vielmehr mit allen Kräften auf ihre Zerſtörung hin— 

arbeitete, unvermeidlich jetzt noch in einer unklaren 

und ſchwankenden Geſtalt erſcheinen, auch zuweilen 

nur als Ausdruck eines weichlichen Gemüthes gelten 

mögen, von dem wir unſererſeits kein Freund ſind. 

Wir ſagen aber, daß es eine andere Art von In— 

differentismus giebt, in welchen die Herren Politiker 

bis über die Ohren verſunken ſind; was ſie eben des— 

halb nicht zu merken ſcheinen, weil ihre Sinne ganz 

davon umhüllt ſind. 

Oder habt Ihr denn je darnach gefragt, ob Ihr 

zur Durchführung Eurer Unternehmung nicht die 

Wohlfahrt von Tauſenden opfert, oder wenn es ſein 

muß, ganze Provinzen und Länder verwüſtet; ja ſo— 

gar im Voraus den ungebornen Geſchlechtern ihr 

Daſein verkümmert, indem Ihr eine coloſſale Schul— 
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denlaſt auf den Staat häuft, welche die Enkel viel— 

leicht zur Verzweiflung treibt? Oder ſieht man nicht, 

daß es ein Diebſtahl an der Nachkommenſchaft iſt, 

was man jetzt Staatskredit zu nennen beliebt, — 

ein Diebſtahl, der gerade den Herren Conſtitutionellen 

am geläufigſten iſt, als welche ſich überall als die 

privilegirten Staatsſchuldenmacher bewieſen. Habt 

Ihr denn ferner je daran gedacht, wenn es Euch 

gelungen den Staat in eine regelrechte Form zu 

bringen, auch wenn's Glück gut iſt, einigen Ruhmes— 

ſchimmer über dieſe Moſaik zu verbreiten, ob nicht 

die Stifte, welche beſagte Moſaik bilden, ſich gar ſehr 

beklommen fühlen mögen? Und wenn Ihr Eure 

Prunkreden haltet, denkt Ihr denn je daran, daß der 

Hunger vor der Thür ſteht, welcher mit all' dem 

Redeſchwall nicht geſättigt wird? Und iſt es nicht 

endlich die Praxis aller politiſchen Parteien, daß ſie 

die Ihrigen knechten, und die Perſönlichkeit knicken, 

um ein deſto brauchbareres Werkzeug zu haben? 

Nun, was iſt's denn mit Eurer Politik, wenn doch 

der Menſch 

dabei verloren geht? 

Oder ſind es denn etwa die Politiker geweſen, 

die in unſern Tagen zuerſt ihre Leuchte in die dunkle 

Höhle des menſchlichen Elends getragen, und ihren 

Mitbürgern in's Ohr geſchrien hätten: „Seht, wie 

der Menſch zu Grunde geht!“ Ach nein, ſie ſind es 
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nicht geweſen, und find es bis dieſen Tag nicht, 

während ſie vielmehr alles, was in dieſer Hinſicht 

von beſſern Leuten geſchieht, bis dieſen Tag verſchreien 

und verläſtern. Sind nämlich derartige Beſtrebungen 

auf das innere Leben der Menſchen gerichtet, ſo 

nennen ſie es Jeſuitismus; ſind ſie auf die wirth— 

ſchaftlichen Zuſtände des Volkes gerichtet, nennen ſie 

es Communismus. In beiden Fällen zeigen ſie damit 

nur ihre große Unwiſſenheit, wie zugleich ihren ent— 

ſchiedenen Willen, daß ſich ja niemand erkühnen ſolle, 

an der Göttlichkeit ihres politiſchen Götzenbildes zu 

zweifeln. Gemach, wir zweifeln daran, und das 

Zeitalter ſelbſt fängt an, gar ſehr daran zu rütteln. 

Ein Ruck noch, und der Götze fällt in Scherben. 

Die Geſchichte der Menſchheit enthüllt uns die 

Wege, auf denen der Menſch ſich ſelbſt ſucht, nach— 

dem er ſich einſt ſelbſt verloren, da er aus dem 

Paradieſe trat; und die verſchiedenen Charaktere der 

Zeitalter ſind die verobjectivirten Anſchauungen, die der 

Menſch von ſich ſelbſt gewonnen. In dem Ganzen dieſer 

Anſchauung bilden die Inſtitutionen des Staates ein we— 

ſentliches Element. Man mag ſie alſo würdigen nach dem, 

was ſie für eine Vorſtellung vom Menſchen enthalten. 

Jetzt frage man ſich: als was hat die Staats— 

kunſt des vorigen Jahrhunderts den Menſchen be— 

trachtet? Die Antwort muß wohl lauten: als ein 

ſteuerbares und rekrutirbares Subject. Das war 
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zum desparat werden. So ſind denn die Menſchen 

desperat geworden, und ſchmeicheln ſich jetzt, durch 

die Anſtrengungen ihrer Verzweiflung gewaltige 

Fortſchritte gemacht zu haben. Fragen wir alſo: 

was denn der Menſch für die gegenwärtige Staats— 

kunſt iſt? Steuerbar und rekrutirbar iſt er zuvörderſt 

geblieben, dazu aber auch ein wählendes und wähl— 

bares Subject geworden. Wie wenig bedeutet das! 

Iſt denn damit etwa die Subſtanz des Menſchen er— 
ſchloſſen, oder ſind es nicht abermals ganz äußerliche 

Erſcheinungen, die man für den Ausdruck des menſch— 

lichen Weſens genommen, und worauf man eine 

Staatskunſt baſiren will, die keine Zukunft hat, da 

ſie ſelbſt nichts Subſtantielles enthält. 

Unſere Politik hat alſo den Menſchen noch lange 

nicht gefunden. Die Oekonomik hat ihn noch viel 

weniger gefunden, was ſag' ich? ſie kennt den Men— 

ſchen gar nicht, ſie ſpricht nur von Sachen, z. B. 
von Gewerbefreiheit. Man beachtet das! Es ſcheint 

wohl, als ob der Menſch der Gewerbe wegen da iſt. 

Ich denke umgekehrt, und frage alſo: iſt denn der 

gewerbliche Menſch nun wirklich frei geworden? 

O nein, er iſt es nicht, und wird es immer weniger. 

Denn während unſere Liberalen ſo geläufig gegen den 

mittelalterlichen Feudalismus zu declamiren wiſſen, 

ſehen ſie nicht oder wollen ſie nicht ſehen, wie ſich 

indeſſen ein kaum minder mächtiger, aber gewiß um 
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vieles widerwärtigerer Feudalismus der Geldmacht 

bildet, und wie ſich der freie Arbeiter zum Proletarier 

verwandelt, der ſich dereinſt nach der Leibeigenſchaft 

ſehnen dürfte. Das kümmert unſere Oekonomiſten 

nicht, ſie zeigen auf den Fortſchritt der Induſtrie und 

die veredelte Schafzucht. Ach, habt Ihr denn 

auch den Menſchen veredelt? Nein, das habt 

Ihr nicht gethan. Denn die Thatſache liegt vor, und 

iſt nicht mehr zu beſtreiten: während die Fabrikate 

ſich verfeinern und die Schafe ſich veredeln, entwickelt 

ſich im Schoße der Geſellſchaft ein verkümmertes 

Geſchlecht, welches in den großen Städten in den 

Kellerwohnungen und Hinterhöfen, auf dem Lande 

in den Büdner⸗ und Tagelöhnerhütten zuſammen— 

kauert, und darum nicht minder vorhanden iſt, daß 

es ſich ſelbſt zu verſtecken ſcheint. Ja, es iſt vor— 

handen, und die Aerzte können dieſe Behauptung 

beſtätigen. Nun, was iſt's denn mit dem Fortſchritte 

der Induſtrie und der Schafzucht, wenn indeſſen der 

Menſchenſtamm ſogar degenerirt? Und was iſt's 
überhaupt mit Eurer Civiliſation, wenn doch gerade 

da, wo dieſe Civiliſation am weiteſten fortgeſchritten, 

deſſen ſich mit Recht England rühmen kann, ſich 

zugleich die größte Summe des ſocialen Elends findet, 

— ein Elend, von dem die noch unciviliſirten ſlawiſchen 

Völker faſt ganz frei find? Wollt Ihr Euch aber 
etwa damit ausreden, als ſei das eine nothwendige 

8 
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Folge der Civiliſation, dann dürfte man hingegen 
mit Recht fragen, ob denn dieſe Civiliſation ſelbſt 

etwas nothwendiges ſei. 

Blickt man endlich auf die Wiſſenſchaften, 

ſo mag uns die Fülle ihrer Entdeckungen wohl in 

Erſtaunen ſetzen. Denn man hat alles ſtudirt, die 

Sprachen wie die Geſchichten der Menſchheit und 

den Bau des menſchlichen Körpers, den man in ſeine 

feinſten Theile zerlegt, und deſſen Formen man als 

die ſich heraufbildende Metamorphoſe aller Organismen 

begriffen hat. So iſt der Menſch als das Meiſter— 

ſtück der Schöpfung erkannt, daß er ſich mit Recht 

einen Herrn der Natur nennt, indeſſen die Phyſik und 

Mechanik ihm ihre Waffen leihen, damit er ſeine 

Herrſchaft übe. Das alles hat die Wiſſenſchaft ge— 
leiſtet. Nur leider, den Menſchen ſelbſt hat ſie 

doch nicht gefunden, und ſcheint ihn wol immer mehr 

zu verlieren. Oder wie käm' es denn, daß kaum je 

eine wiſſenſchaftliche Idee einen moraliſchen Aufſchwung 

der Menſchheit bewirkt hat? Höchſtens nur revolutionäre 

Erſchütterungen, während ſich in der Hervorbringung 

neuer Inſtitutionen der blinde Inſtinct immer noch 

als ein beſſerer Meiſter bewieſen wie die Wiſſenſchaft, 

und in unſern Tagen gerade von den Gelehrten die 

ungereimteſten Vorſchläge ausgegangen ſind. 

Das Evangelium iſt es geweſen, welches 

zuerſt den verlorenen Menſchen ſich ſelbſt wiederge— 
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geben und wieder entdeckt hat. Aber dieſe Entdeckung 

iſt nur erſt begonnen, und ſpäterhin ſogar vielfach 

verdunkelt worden. Jetzt wird der Menſch dieſe 

Bahn der Entdeckung wieder betreten. Nachdem er 

die Welttheile entdeckt und die Naturgeſchöpfe ſtudirt, 

von den gigantiſchen Formen untergegangener Arten 

der Vorwelt bis herab auf die mikroſkopiſchen Weſen, 

welche dem Auge entſchwinden, fühlt er ſich ſelbſt unbe— 

friedigt. Er ſucht ſich ſelbſt. Er ſucht die Welt die ihm 

entſpricht, und er bricht mit der Welt, die ihm nicht mehr 

entſpricht. Das iſt das Geheimniß der Revolution. 

Wie nun der Menſch ſich ſelbſt ſucht, erkennt er 

ſich als Selbſtzweck an, daß er nichtmehr zum Mittel 

herabgeſetzt werden ſoll. Darum eben heißt er ja 

das Ebenbild Gottes, weil er wie Gott um ſein 

Selbſtwillen da iſt. 

So werden denn vielmehr die Inſtitutionen 

zum Mittel, als ein Band, welches die Menſchen 

zum Zuſammenwirken vereinigt, und dieſes Band iſt 

die Föderation. Sie wird großes leiſten, und 

wenn ſie uns auch nur von den falſchen Vorſtellungen 

befreite, große Dinge verrichten zu wollen, ohne daß 

die Menſchen ſich in ſich ſelbſt kräftigen und veredeln; daß 

wir Heldenthaten erwarten, wo doch die Helden fehlen. 

Von den Individuen ſchreitet die Föderation 

fort zu den verſchiedenen Ständen, nicht um ſie zu 

erftirpiren nach Art des Liberalismns, noch um fie 
8 * 
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feudaliſtiſch über einander zu ſchichten nach Art des 

mittelalterlichen Druckſyſtems, von welchem die mo— 

derne Geldherrſchaft nur eine korrumpirte Abart iſt, 

ſondern um ſie föderaliſtiſch zum Zuſammenwirken zu 

vereinigen. Wird dann nur erſt jeder Stand ſich 

ſelbſt regeneriren, ſo wird es mit der Geſellſchaft 

bald vorwärts gehen. 

Immer weiter in dieſem Gedanken fortſchreitend 

gelangen wir zu den Staaten, machen aber zunächſt bei 

den deutſchen Staaten Halt, um uns nicht ins Grenzen— 

loſe zu verlieren. Auch ſie müſſen ſich zuvor in ſich 

ſelbſt zuſammen nehmen, wenn es mit dem deutſchen 

Geſammtvaterlande etwas werden ſoll. Das ſagen 

wir ihnen Allen, wie wir es wiederholt in Beziehung 

auf Preußen geſagt, daß es ſeine Macht in ſich ſelbſt 

zu ſuchen, und gar nicht darnach zu ſtreben hat, 

andere Staaten in Lehnsabhängigkeit zu bringen. 

Die Zeit des, Feudalismus iſt vorüber für die Stände 

wie für die Staaten, indem an die Stelle von Kai— 

ſer und Reich der deutſche Bund tritt. 

Wie aber einſt das mittelalterliche Kaiſerthum 

mit ſeinem Einfluß weit über die Grenzen des eigent— 

lichen Deutſchlands hinausreichte, weil es gewiſſer— 

maßen auf einer univerſalen Idee des Mittelalters be— 

ruhte, ſo dürfen wir wohl hoffen, daß auch das Prinzip 

der deutſchen Föderation in Zukunft über die Gren— 

zen Deutſchlands hinaus Wurzel ſchlagen, und jenem 
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Gefühl der Zuſammengehörigkeit und Gemeinſchaft, 

welches im Mittelalter trotz aller Kämpfe und Feh— 

den doch die geſammten abendländiſchen Völker durch— 

drang, auch in vielen Inſtitutionen, wie namentlich 

in den kirchlichen und ritterſchaftlichen Korporatio— 

nen, ſo deutlich hervortrat, wiederum einen neuen 

Ausdruck geben wird. Was nämlich jenes Gefühl 

der Zuſammengehörigkeit in den abendländiſchen Völ— 

kern zerftört hat, waren nächſt dem kirchlichen 

Schisma auch die in neuerer Zeit zur Herrſchaft 

gekommenen Ideen eines abgeſchloſſenen eentraliſir— 

ten Staatsweſens, — Ideen, die, wie zu Anfang 

dieſes Kapitels bemerkt, in Zukunft ihren Boden 

verlieren werden, indem ſich der Blick des Menſchen 

erweitert und der materielle Verkehr die Intereſſen 

der Staaten vermiſcht; wodurch ſich nothwendig ein 

gewiſſer weltbürgerlicher Sinn entwickeln muß. 

Das iſt die eine Seite. 

Allein eben deshalb, weil der Menſch immer 

mehr in ein größeres Ganze hineingezogen wird, 

muß ſich zwar die Liebe zum Staat und die Anhäng— 

lichkeit an das engere Vaterland verringern, während 

andererſeits um ſo mehr das Bedürfniß hervortritt 

gegenüber den univerſaliſtiſchen Tendenzen der Zeit, 

wodurch die Exiſtenzen haltungslos werden, einen 

neuen Halt zu gewinnen im Gemeindeleben, Korpora— 

tionsweſen u. ſ. w. Der eine Pol erfordert ja den 
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Gegenpol. Nun wohlan, der Gegenpol zu dem 
Weltbürger iſt nicht der Staatsbürger, ſon— 

dern der Gemeindebürger. 
Indem uns alſo der Föderalismus einerſeits 

in's Weite führt, begünſtigt er andererſeits die Ent— 

wicklung des Lokallebens, der Gemeinden, Korpora— 

tionen und Aſſociationen. Dieſe Behauptung ſtützt 

ſich nicht blos auf logiſche Konſequenz, ſondern hat 

ſchon die Erfahrung für ſich. Oder bemerken wir 

nicht grade in neueſter Zeit überall einen wiederer— 

wachenden Trieb zum Gemeindeweſen und genoſſen— 

ſchaftlichen Inſtituten, — ein Trieb, der ſich gleichzei— 

tig mit den univerſaliſtiſchen Tendenzen entwickelt, weil 

er ihren Gegenpol bildet? 

Gewiß, wir dürfen es behaupten: die Zukunft 

wird einerſeits die weltbürgerlichen, andererſeits die 

gemeindebürgerlichen und genoſſenſchaftlichen Ideen be— 

fördern. Dieſes zugegeben, folgt dann unmittelbar, 

daß der Konſtitutionalismus und überhaupt der 

Liberalismus, in welchem die Idee des Staats— 

bürgerthums dominirt, worauf er ſein Urwähler— 

ſyſtem und fein ganzes Gebäude baſirt, anſtatt daß 

er vielmehr vom Gemeindebürgerthum ausgehen 

ſollte, keine Zukunft hat. Man ſieht zugleich, wie 

grundweſentlich ſich die ſozial-föderativen Ideen 

von den liberal-konſtitutionellen Ideen unter— 
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ſcheiden; daher ſich denn auch die Vertreter dieſer 

beiden Weltanſchauungen ſo heftig bekämpfen. 

Desgleichen beſtätigt ſich damit, was wir weiter 

oben geſagt, und was vielleicht Manchen befremdet, 

daß nämlich in Zukunft wohl wieder einige Aehnlich— 

keit mit dem Mittelalter hervortreten möchte. Denn 

grade im Mittelalter herrſchte ja ebenfalls in der 

ganzen abendländiſchen Welt ein gewiſſer Cosmopo— 

litismus, während andererſeits das Gemeindeleben 

und Korporationsweſen ſich bis zur vollen Local— 

autonomie ſteigerte, indeſſen die Idee des Staats— 

bürgerthums ſecundär erſchien. Wie ſonderbar, daß 

heutzutage viele Leute eine Localautonomie fordern, 

während ſie nicht zu ahnen ſcheinen, daß dies Prin— 

zip in der That dem „finſteren“ Mittelalter angehört! 

Wer aber über alles dies weiter nachdenkt, wird ſich 

ſo manche Widerſprüche unſers Zeitalters, das wir 

als einen Uebergang zu einer neuen Zeit betrachten, 

hinlänglich erklären können. 

So viel von den föderativen Formen. 

Jetzt drängt ſich ſchließlich noch die Frage auf: 
was denn nun innerhalb des Föderalismus das 

einigende Prinzip ſelbſt ſei? da doch die Einheit wohl 

mehr ſein muß als nur ein beliebiges Uebereinkom— 

men. Gewiß, muß ſie vielmehr das Allerweſenhaf— 

teſte ſein; wie auch nach dem Zeugniß der Geſchichte 

die Nationen immer in demſelben Maße einiger gewe— 
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ſen, als das einigende Prinzip etwas Weſenhaf— 

tes war. 

Gleichwie nun der deutſchen Nation der tiefſte 

geiſtige Trieb einwohnt, während gleichzeitig ein leb— 

haftes Gefühl der Individualität in ihr hervortitt, 

ſo konnte es nur die mächtigſte Idee ſein, welche die 

Sprödigkeit der deutſchen Sonderungs- Tendenzen 

einſt überwand, und worin die Deutſchen ihre Ein— 

heit als ein verkörpertes Weſen anſchauten. 

Das war die Idee des mittelalterlichen Kaiſer— 

thums, welches als eine göttliche Inſtitution galt, 

gleich dem Papſtthum. Denn wie man glaubte, daß 

die Päpſte unter unmittelbarer Einwirkung des hei— 

ligen Geiſtes ſtänden und erwählt würden, ſo ſollte 

auch auf den Kaiſern eine beſondere göttliche Be— 

gnadigung ruhen, und ihre Wahl durch Inſpiration 

beſtimmt ſein. 

Solcher Glaube war einem Zeitalter angemeſ— 

ſen, in welchem die Verkörperung des Göttlichen 

tagtäglich in der Meſſe gefeiert wurde. Man ſieht 

alſo, wie das Kaiſerthum nur Wurzel ſchlagen konnte, 

innerhalb eines Ideenkreiſes, der ſich in dem Dogma 

der Transſubſtantiation zuſammenſchloß. Seit der 

Reformation verſchwand daher die Magie, welche das 

ehemalige Kaiſerthum umgab, und mit dieſer Magie 

verſchwand zugleich das Weſen. Die Kaiſer wurden 

hölzerne Figuren, die man neuerdings durch einen 
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unbegreiflichen Anachronismus noch einmal auf die 

Bühne zu führen verſuchen wollte, eine Gliederpuppe 

für ein lebendiges Weſen ausgebend. 

Noch einmal alſo: was die ſpröden deutſchen 

Völker zur Einheit führen ſollte, müßte eine Idee 

ſein, die das tieffte Weſen des Menſchen ergreift. 

Nachdem ſich aber unſer Bewußtſein den Vorſtellun— 

gen der Transſubſtantiation abgewandt, d. h. nach— 

dem wir jetzt glauben, daß das Göttliche ſelbſt nie— 

mals ganz in die Erſcheinung aufgeht, ſondern immer 

ein Etwas iſt, das noch jenſeits der Erſcheinung bleibt, 

kann ſich eine ſo tiefe Idee für unſer Bewußtſein 

nicht mehr verkörpern. 

Die deutſche Einheit kann ſich daher nur noch 

als ein Bund darſtellen, mit einem Bundes vorſtand 

an der Spitze, — aber der Kaiſerthron bleibt leer. Der 

deutſche Kaiſer iſt hinfort der deutſche Geiſt. 

Ja er iſt es ſchon lange geweſen, und ſeiner 

Regierung verdanken wir's, daß wir in den letzten 

Jahrhunderten, während die Verfaſſung des heiligen 

römiſchen Reichs fortwährend verfiel, doch nicht gänz— 

lich zu Grunde gegangen. Für Tauſende iſt er da 

die Leuchte geweſen, wodurch ſie ſich in der allgemei— 

nen Verwirrung zurecht gefunden, der Feuerſäule 

gleich, welche den Kindern Iſrael in der Wüſte voran— 

ging; und woran ſich inmitten der tiefſten Verſun— 

kenheit einſt das Feuer unſerer Nationalliteratur ent— 
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zündet. Iſt er denn ſchon lange Kaiſer geweſen, ſo 

ſoll er nun feierlich inthroniſirt werden, damit wir 

alle ſeine legitime Herrſchaft anerkennen, und als 

ſeine getreuen Unterthanen wieder zu rechten Deut— 

ſchen werden, welche den Sinn und den Muth ha— 

ben, wieder aus der Urſprünglichkeit ihres eigenen 

Weſens zu ſchöpfen; während wir ſeit Jahrhunder— 

ten uns nur in Nachahmungen verſucht, und ginge 

es nach dem Willen der Conſtitutionellen, für welche 

England und Frankreich die einzige Fundgrube ihrer 

Ideen ſind, bis an's Ende der Tage damit fortfah— 

ren würden. 

Je tiefer wir dann in unſer eigenes Weſen 

hineingreifen, werden wir ebenſo mächtiger als eini— 

ger werden. Darum iſt es mit der deutſchen Ein— 

heit wie mit der Liebe, die ſich auch nicht erzwingen läßt. 

Fehlt uns indeſſen das glänzende Schauſpiel 

eines großartigen Nationallebens, ſo mögen wir 

daraus ſchließen, daß wir unſere Aufgabe wo anders 

zu ſuchen haben, als jene Nationen, welche uns ſol— 

ches Schauſpiel darbieten. Suchen wir alſo dieſe 

Aufgabe! vielleicht daß wir ihre Löſung finden. Und 

wenn wir ſie etwa finden ſollten, dann wird ſie uns 

ein Anſehen verleihen, das noch lange hellſtrahlend 

in der Welt leuchtet, wenn dereinſt der Glanz einer 

bloß politiſchen Größe längſt erloſchen iſt. 
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